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Liebe Kolleginnen
und Kollegen!
Die Wahlprogramme aller Parteien haben eines
gemeinsam: sie fordern eine Flexibilisierung der
Arbeitszeit mit einer Reverenz an den ¹freien und
mündigen Bürgerª, der über seine Arbeitszeit
souveräner disponieren kann. Hinzukommt:
Beruf und Familie können besser in Einklang
gebracht werden und nicht zuletzt haben sich
flexible Arbeitszeitmodelle, insbesondere die
Teilzeitarbeit, als wirksames Instrument zur
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit bewährt.

Die DSTG und die DBB-Tarifunion können als
Erfolg verbuchen, daû die Altersteilzeit tarifver-
traglich durchgesetzt werden konnte. Auch der
Bundesinnenminister hat richtig geschaltet, als
er unverzüglich für die Bundesbeamten einen
Gesetzentwurf vorlegte mit einer attraktiven
besoldungsrechtlichen Begleitregelung.

Von diesen Regelungen haben wir Steuerbeamte
als Länderbeamte zunächst nichts. Die Länder
haben bei der Ausgestaltung einen weiten Hand-
lungsspielraum. Sie können frei entscheiden, ob
sie Verwaltungsbereiche von der Altersteilzeit
ausnehmen oder nicht.

Einige Länder haben schon signalisiert, daû sie
die tarifvertragliche Regelung und die Bundes-
regelung nicht übernehmen wollen. Andere Län-
der halten sich bedeckt.

Sprechblasen als Bekenntnisse für ein modernes
öffentliches Dienstrecht mit flexiblen innovativen
Arbeitszeitmodellen lösen sich in Nichts auf,
wenn die Länder nicht auf den Zug aufspringen,
den sie selbst über die TdL im Tarifvertrag auf
das Gleis gestellt haben.

Über eines besteht politischer Konsens: Die
Altersteilzeit ist ein Arbeitszeitmodell mit einer
breiten Zukunftsperspektive. DSTG und DBB
werden dafür streiten, daû diese Perspektive für
die Länderbeamten keine Vision bleibt, sondern
greifbare Wirklichkeit wird.
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107 Die Wahlprogramme der Parteien
im Vergleich

Die steuerpolitischen Teile der Wahlprogramme von
CDU/CSU, SPD, Bündnis 90/Grüne und F.D.P. zur Bundes-
tagswahl stellen wir gegenüber. Eine Steuerreform wird von
allen Parteien mit abweichenden Konzepten gefordert.
Darüber hinaus besteht Einigkeit, daû die Arbeitnehmer
über eine flexible Arbeitszeit souveräner entscheiden sollen.

99 Gesetzgeber stellt Weichen zur
Altersteilzeit auch für Landesbeamte

Der Bundesrat hat das Gesetz zur Altersteilzeit von dem
55. beziehungsweise 60. Lebensjahr an gebilligt. Den Bundes-
ländern wurde freie Hand gelassen, ob sie für ihren Bereich
Altersteilzeit zulassen wollen. In diesem Fall gelten die Rege-
lungen, die für Bundesbeamte gesetzlich geregelt wurden.

102 DSTG-Jugend: Betrüger kommen
den Staat teuer! Warum bildet er
nicht aus, im Bereich der Steuer?

Auf einem Kongreû forderte die DSTG-Jugend die öffent-
lichen Arbeitgeber auf, mehr Jugendliche in der Steuer-
verwaltung auszubilden und einzusetzen. Mit mehr Personal
könnten Steuerbetrüger entlarvt werden.

100 DSTG hält Steuerreform zum
1. Januar 1999 für nicht machbar

Der Bundesvorsitzende Dieter Ondracek warnt davor, nach
der Bundestagswahl hektisch eine Steuerreform zusammen-
zubasteln, die vom 1. Januar 1999 an gelten soll. Ondracek
widersprach Ankündigungen von Bundesfinanzminister Theo
Waigel. Ondracek lehnt auch das Mindeststeuermodell des
niedersächsischen Ministerpräsidenten Gerhard Schröder ab.
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D er Bundesrat hat
den Entwurf eines
Gesetzes über die

Anpassung von Dienst-
und Versorgungsbezügen in
Bund und Ländern am
10. Juli 1998 zugestimmt
und damit positive Weichen
auch für die Altersteilzeit in
den Ländern gestellt.

Zwar gilt die Regelung zu-
nächst nur für Bundesbeam-
te. Mit Wirkung für die Lan-
desbeamten geregelt ist je-
doch die besoldungsrechtli-
che Ausstattung der Alters-
teilzeit. Falls die Länder von
der Altersteilzeit Gebrauch
machen, sind sie an die-
se ¹Bundesvorgabeª gebun-
den.

Nach der Bundesregelung
kann auf Antrag, der sich
auf die Zeit bis zu Beginn
des Ruhestands erstrecken
muû, Teilzeitbeschäftigung
mit der Hälfte der regelmä-
ûigen Arbeitszeit bewilligt
werden, wenn

Ù der Beamte das 55. Le-
bensjahr vollendet hat,

Ù er in den letzten fünf Jah-
ren vor Beginn der Teil-
zeitbeschäftigung min-
destens drei Jahre voll-
zeitbeschäftigt war,

Ù die Teilzeitbeschäftigung
vor dem 1. August 2004
beginnt.

und

Ù dringende dienstliche
Belange nicht entgegen-
stehen.

Während die Altersteilzeit
ab dem 55. Lebensjahr in
das Ermessen des Dienst-
herrn gestellt ist, haben Be-
amte, die das 60. Lebensjahr
vollendet haben, einen
Rechtsanspruch auf Alters-
teilzeit.

Die Altersteilzeit ist mit ei-
ner attraktiven Besoldungs-

regelung verbunden: die
Bundesregierung wird er-
mächtigt, durch Rechtsver-
ordnung mit Zustimmung
des Bundesrates einen nicht-
ruhegehaltfähigen Zuschlag
zu den Dienstbezügen zu
gewähren. Zuschlag und
Dienstbezüge dürfen 83%
der bei Vollzeitbeschäfti-
gung zustehenden Nettobe-
züge nicht überschreiten.
Der Zuschlag ist gemäû § 3
Nr. 28 EStG als Aufstok-
kungsbetrag im Sinne des
Altersteilzeitgesetzes steu-
erfrei.

Damit hat der Bundesge-
setzgeber den Tarifvertrag
zur Regelung der Altersteil-
zeitarbeit im öffentlichen
Dienst vom 5. Mai 1998
nachgezeichnet und damit
auch für die Landesbeamten
die Weichen hin zur Alters-
teilzeit gestellt.

Wenn die Länder von der Al-
tersteilzeit Gebrauch ma-
chen, sind sie ± was die be-
soldungsrechtliche Ausge-
staltung anbetrifft ± an die
Bundesregelung gebunden.

Bei der Ausgestaltung der
Altersteilzeit selbst haben
die Länder jedoch einen
weiter Spielraum. Das Bun-
desrecht enthält insoweit
keine rechtlichen Vorgaben.
Die Länder können deshalb
frei entscheiden, ob sie Ver-
waltungsbereiche von der
Altersteilzeit ausnehmen
oder ob sie entsprechend
der tarifvertraglichen Rege-
lung Beamten ab dem 60. Le-
bensjahr einen Rechtsan-
spruch auf Altersteilzeit ein-
räumen wollen.

Für die DSTG ist dies eine
Herausforderung: sie wird
auf allen Ebenen mit aller
Kraft darauf hinwirken,
daû die Altersteilzeit auch
für Landesbeamte entspre-
chend der Bundesregelung

unverzüglich eingeführt wird
und damit zugleich ein intel-
ligentes und wirksames In-
strument zur Bekämpfung
der Arbeitslosigkeit ist.

Ondracek gegen
Generalamnestie
für Steuersünder

I n einem Beitrag im Wirt-
schaftsmagazin ¹Capi-
talª hat sich DSTG-Chef

Dieter Ondracek erneut ge-
gen eine Amnestie für Steu-
erhinterziehung ausgespro-
chen. Wer für den Personen-
kreis, der sich bewuût den
steuerlichen Pflichten ent-
ziehe, eine Amnestie forde-
re, zeige, daû das Unrechts-
bewuûtsein vollkommen ver-
loren gegangen ist. Schon
jetzt könnten Steuersünder
straffrei bleiben. Sie brauch-
ten sich nur selbst anzuzei-
gen. Jeder Sünder könne
seine Steuern ordnungsge-
mäû nachmelden und die
geschuldeten Summen ein-
schlieûlich der Zinsen nach-
zahlen. ¹Wozu dann noch
eine Amnestie ?ª.

Wer eine Amnestie fordere,
tue dies nicht ± wie er vor-
gibt ± aus ¹edlen Motivenª.
Mit der Forderung wolle
man vielmehr den groûen
Tätern im weiûen Kragen ei-
nen noch feineren Weg öff-
nen, daû sie sich vor dem Fi-
nanzamt nicht als reuige
Sünder offenbaren müûten.

¹Die Politik wird insgesamt
unglaubwürdig, wenn sie
vom Schlieûen der Steuer-
schlupflöcher spricht, Steu-
erflucht beklagt und Steuer-
hinterziehung anprangert,
aber Steuerstraftäter von der
Strafe per Amnestie frei-
stellt. Es ist fatal, wenn die

Politik auch nur den An-
schein erweckt, daû sie
Steuerhinterziehung augen-
zwinkernd hinnimmt und im
Fall der Fälle den Groûver-
dienern und den Vermögen-
den aus der Patsche hilftª,
so Ondracek mahnend in
¹Capitalª.

Hessen klagt
gegen Straffung
der OFD'en

D ie von Bundesfi-
nanzminister Theo
Waigel geplante

Neuordnung der Oberfi-
nanzdirektionen auf Bun-
desebene wird von Hessen
mit einer Verfassungsklage
angefochten. Auf Vorschlag
von Finanzminister Karl
Starzacher hat das hessische
Kabinett den Gang vor das
Bundesverfassungsgericht
beschlossen. Die Klage rich-
tet sich gegen die Verlage-
rung von zwei Bundesabtei-
lungen aus der Oberfinanz-
direktion Frankfurt nach Ko-
blenz und Neustadt. Eine
derart grundlegende Ent-
scheidung, wie der Abzug
der Bundesabteilung mit
240 Arbeitsplätzen, können
nicht, so Starzacher, in einer
Rechtsverordnung des Bun-
desfinanzministers einseitig
geregelt werden. Vielmehr
sei die Mitwirkung der Län-
der nötig, wenn nicht sogar
eine ¾nderung des Finanz-
verwaltungsgesetzes.

Mit der Vertretung des Lan-
des Hessen vor dem Bundes-
verfassungsgericht beauf-
tragte die Hessische Lan-
desregierung des Staats-
rechtler Professor Hanns
Meyer, Präsident der Hum-
boldt-Universität in Berlin.

Bundesgesetzgeber stellt Weichen
zur Altersteilzeit auch für Beamte
in den Ländern
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I n Zeitungs- und
Rundfunkinterviews hat
DSTG-Chef Dieter On-

dracek vor einer irrationalen
Hektik bei der Einführung
einer Groûen Steuerreform
zum 1. Januar 1999 gewarnt,
wie sie Bundesfinanzmini-
ster Waigel angekündigt
hat. Denkbar sei allenfalls
eine isolierte Senkung des
Steuersatzes. Die Finanzie-
rung und der Abbau steuer-
licher Vergünstigungen und
Sonderregelungen, die im
Gleichklang mit der Tarif-
senkung in Kraft treten
müûten, könnten nicht in
wenigen Wochen über die
parlamentarischen Hürden
gepeitscht werden. Noch
weniger sei es der Steuer-
verwaltung möglich, die
¹Reformª bis zum 1. 1. 1999
umzusetzen. ¹Zum Januar
1999 geht überhaupt nichts.
Egal, wer die Wahl ge-
winntª, so DSTG-Chef On-
dracek im ¹FOCUSª.

Ondracek hat nochmals
deutlich gemacht, daû eine
Groûe Steuerreform auch
über die stärkere Ausschöp-
fung der Steuerquellen durch
eine funktionstüchtige Fi-
nanzverwaltung finanziert
werden müsse. Die Stär-
kung der Steuerverwaltung
sei damit ein integraler Be-
standteil eines schlüssigen
und seriösen Finanzierungs-
konzepts.

Die DSTG teilt die Auffas-
sung von Waigel, daû über
eine neue Steuerverteilung
und über die Neuordnung
des Finanzausgleichs, den
Ländern stärkere Anreize
für die Pflege der eigenen
Steuerquellen geboten wer-
den.

Waigel hatte am 4. August in
Bonn sein Konzept ¹Symme-
trische Finanzpolitik 2010ª
präsentiert. Danach soll die
Groûe Steuerreform auf der

Grundlage der ¹Petersber-
ger Beschlüsseª in einer er-
sten Stufe bereits zum 1. Ja-
nuar 1999 in Kraft gesetzt
werden. Das Paket soll ins-
gesamt eine Nettoentla-
stung von 30 Milliarden DM
bringen. Die Einnahmeaus-
fälle würden durch mehr
Wachstum, weniger Steue-
rumgehungen sowie die Ab-
schaffung von Sondertatbe-
ständen, also die Verbreite-
rung der steuerlichen Be-
messungsgrundlage finan-
ziert.

Teil des Konzepts ist eine
neue Steuerverteilung. Die
Trennlinie zwischen Bund
und Ländern verlaufe ± so
Waigel ± zwischen direkten
und indirekten Steuern.
Dem Bund könnten wie bis-
her die Mehrwertsteuer so-
wie die Verbrauchsteuern
zugeteilt werden. Die Län-
der erhielten demgegen-
über alle Einnahmen aus der
Einkommen- und Körper-
schaftsteuer und weiterhin
aus der Erbschaft- und Kfz-
Steuer. Die Gewerbeertrag-
steuer stünde ± wie bisher ±
den Gemeinden zu.

Dem Bund verbleibe die
Rahmengesetzgebung für
die Einkommen- und Kör-
perschaftsteuer, um die Ein-
heitlichkeit der Steuerer-
mittlung zu gewährleisten.
Als Alternative hat Waigel
vorgeschlagen, den Ländern
¹ein Zuschlagsrechtª auf
eine bundesstaatlich vorge-
gebene Einkommen- und
Körperschaftsteuer zu ge-
währen. Nach diesem Ge-
samtkonzept ist nach Auf-
fassung von Waigel der Län-
derfinanzausgleich weitge-
hend überflüssig. Der unter-
schiedlichen Finanzkraft der
Länder lieûe sich durch eine
¹Länderneugliederungª be-
gegnen. Denkbar sei auch
die Beibehaltung eines
¹Grundausgleichsª.

DSTG: Steuerreform
zum 1. Januar 1999
ist nicht machbar

Ondracek wendet
sich gegen
Mindeststeuer

DSTG-Chef Dieter Ondra-
cek hat den Vorschlag
des SPD-Kanzlerkandida-
ten Gerhard Schröder zur
Einführung einer 20%igen
Mindeststeuer abgelehnt.
In zahlreichen Interviews
hat er erklärt, daû eine
¹Mindeststeuerª im Wort-
sinne von der DSTG abge-
lehnt werde. Sie sei un-
praktikabel und würde er-
hebliche Verwaltungser-
schwernisse mit sich brin-
gen. Wenn es allerdings
nur darum ginge, eine Auf-
fanglinie für Abschrei-
bungskünstler zu ziehen,
müsse ein anderer steuer-
systematischer Ansatz ge-
funden werden. So könnte
man z.B. den Verlustaus-
gleich schon bei der Er-
mittlung des Gesamtbe-
trags der Einkünfte be-
grenzen.

Merkwürdig sei, daû der
Gesetzgeber zunächst zahl-
reiche Abschreibungsmög-
lichkeiten schaffe, wenn aber
ein Steuerbürger alle Mög-
lichkeiten nutze, ziehe
man wieder die Bremse.
Beseitigt werden müûten
die Ursachen für die ¹so-
ziale Schieflageª. Der un-
durchdringbare Dschungel
von steuerlichen Vergün-
stigungen und Sonderre-
gelungen müsse an der
Wurzel verödet werden.

Ondracek vermutet, der
Begriff ¹Mindeststeuerª
sei geprägt von der US-
¹Minimum Taxª. Der Re-
präsentant des Internatio-
nal Revenue Service (IRS)
bei der US-Botschaft in
Bonn hat klargestellt, daû
dieses System eine Schat-
tenveranlagung vorausset-
ze und damit ± nach den
Erfahrungen in den USA ±
eine Fülle von zusätzlichen
Arbeitsbelastungen für die
Steuerverwaltung bewir-
ken werde.

Tauschecke

StOI aus Rheinland-Pfalz
(OFD Koblenz) sucht
Tauschpartner/in aus Ba-
den-Württemberg (OFD Frei-
burg).

StOI'in aus NRW (OFD Köln)
sucht dringend Tauschpart-
ner/in aus Baden-Württem-
berg (OFDen Stuttgart o.
Karlsruhe ± F¾ Mühlacker,
Pforzheim u. Umgebung).

StA'fr aus dem Bereich
der OFD Hannover sucht
Tauschpartner/in aus dem
Bereich der OFD Stuttgart.

StOS aus Nordrhein-Westfa-
len (OFD Düsseldorf, FA
Wuppertal) sucht Tausch-
partner/in aus dem Bereich
der OFD Erfurt (FA Gotha,
Erfurt oder Weimar).

StI z.A. aus NRW (OFD
Münster) sucht Tauschpart-
ner/in aus dem Bereich der
OFD München oder Nürn-
berg.

StOS'in aus NRW (OFD
Münster ± FA Siegen) sucht
dringend Tauschpartner/in
im Raum München.

StOS'in aus Nordrhein-
Westfalen (OFD Düsseldorf)
sucht Tauschpartner/in aus
dem Bereich der OFD Ba-
den-Württemberg (OFDen
Stuttgart, Freiburg)

Jubiläum in der EU

Auf ein 40jähriges Wirken
als EU-Organ konnte der
Wirtschafts- und Sozialaus-
schuû der EU am 27. Mai
1998 zurückblicken. Zahl-
reiche Ehrengäste aus den
EU-Organen, von Verbän-
den usw. waren hierzu nach
Brüssel gereist, um dem
¹Geburtstagskindª zu gra-
tulieren. Mit von der Partie
waren auch UFE-Präsident
Jos. Schaack (Luxemburg)
und UFE-Generalsekretär
Paul Courth (DSTG).

3335
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U nter dem flotten
Motto ¹Betrüger kom-
men den Staat teuer!

Warum bildet er nicht aus,
im Bereich Steuer?ª eröffne-
te der Bundesjugendleiter,
Markus Griebenow, die am
11. August 1998 durchge-
führte Öffentlichkeitsveran-
staltung in der Landesfi-
nanzschule in Haan (NRW).
Die Teilnehmer des 2. bun-
desweiten Ausbildungskon-
gresses wurden herzlich in
Empfang genommen. Der
Schulleiter, Herr Saalmann,
bot mit seinem Verwaltungs-
apparat allen 50 Kongreû-
teilnehmern einen angeneh-
men Aufenthalt. Während
der Kongreûtage vom 9. bis
12. August 1998 befaûten
sich die jungen Kolleginnen
und Kollegen mit der Ent-
rümpelung der Lehrpläne
im Bereich der ESt, der Fi-
nanzverwaltung allgemein,
der Ausbildungspolitik und
mit dem Thema der Öffent-
lichkeitsveranstaltung. In fünf
Arbeitskreisen wurden die
Meinungen und Verbesse-
rungsvorschläge ausgear-
beitet und gesammelt. Diese
Ergebnisse werden die Ar-
beit der DSTG-Jugend in
den nächsten zwei Jahren
prägen. Am Dienstag, den
11. August 1998, fand dann
die Öffentlichkeitsveranstal-
tung als Podiumsdiskussion
statt.

Es kam zu interessanten
und manchmal auch stritti-
gen Diskussionen zwischen
dem Bundesvorsitzenden
der DSTG Dieter Ondracek,
dem Vorsitzenden des KO-
Ausschusses Herrn Meny,
dem Bundesjugendleiter
Markus Griebenow, der
Jungen Union (Harald
Schmitt) und den Jusos (Se-
bastian Jobelius) und den
Jungen Liberalen (Michael
Kauch).

Thema war u.a. die Über-
frachtung der Lehrpläne, die
aufgrund der undurch-
schaubaren Steuerpolitik
und Gesetze kaum zu ge-
stalten sind. Erst wenn die
Steuergesetze vereinfacht
würden, könne man die
Lehrpläne auch klarer ge-
stalten, so der Vorsitzende
des KO-Ausschusses, Meny.
Ondracek mahnte, daû
nur durch eine ausreichend
ausgestattete Finanzverwal-
tung die Milliardenlöcher
im Haushalt gestopft wer-
den können. Z. B. müsse
im Bereich der Steuer-
fahndung die Mitarbeiter-
zahl verdoppelt werden, um
so mindestens 20 Milliar-
den DM zusätzlich einneh-
men zu können. Doch ein
bloûes Umschichten von
dem Innen- in den Auûen-
dienst reiût neue Löcher in
der Personaldecke auf, die
durch adäquaten Nach-
wuchs geschlossen werden
müssen.

Die vertretenen jungen Poli-
tiker muûten sich dem Vor-
wurf stellen, bisher nicht ge-
nügend Kraft und Initiative
gezeigt zu haben, um den
Altpolitikern neue Richtun-
gen aufzuzeigen.

¹Wir, die Jugend von Heute,
sind für unsere Zukunft ver-
antwortlichª, so der Bundes-
jugendleiter. Um kein maro-
des und zerfressenes Erbe
anzutreten, müssen sich die
jungen Politiker heute schon
um neue Richtungen und
Alternativen bemühen. Die
Fachgewerkschaften haben
nun mal das ¹Fachwissenª
warum nutzt die Politik die-
ses nur zu selten, meinte der
Bundesjugendleiter weiter.
Im Ergebnis waren sich die
Teilnehmer der Öffentlich-
keitsveranstaltung einig, die
Steuerverwaltung braucht
dringend mehr Personal, um

die auf der Straûe liegenden
Gelder einzunehmen. Au-
ûerdem müssen die be-
stehenden Steuergesetze ra-
dikal vereinfacht und trans-
parenter für den Steuerbür-
ger werden.

Nur so hat unser Staat noch
die Möglichkeit, eine Zu-
kunft für weitere Generatio-
nen zu bieten. Dennoch
bleibt die Frage, wann diese
Einsicht endlich umgesetzt
wird!

Im Anschluû an die
Podiumsdiskussion lud der
Podiumsleiter und Organi-
sator des 2. Ausbildungs-

kongresses, Holger Buczyn-
ski (stv. Bundesjugendlei-
ter), alle Gäste zu einer ret-
tenden kühlen Erfrischung
ein. Hierbei ergaben sich
weitere fruchtbare Diskus-
sionen. Die Bundesjugend-
leitung möchte sich an die-
ser Stelle nochmals bei den
Teilnehmern des Ausbil-
dungskongresses, dem Ta-
gungsbüro, den Arbeits-
kreisleitern, der LFS Haan
und allen Gästen der Öffent-
lichkeitsveranstaltung für
die Unterstützung bedan-
ken. Über die Arbeit der
DSTG-Jugend folgen weite-
re Berichte.

Betrüger kommen den Staat
teuer! ± Warum bildet er
nicht aus, im Bereich Steuer?

D er Parlamentarische
Staatssekretär beim
Bundesminister der

Finanzen, Hansgeorg Hau-
ser, und der Finanzminister
des Landes Baden-Württem-
berg, Gerhard Mayer-Vor-
felder, hatten am 31. Juli
1998 eine Aufgabe wahrzu-
nehmen, die viele wehmütig
stimmte. Sie hatten den
Oberfinanzpräsidenten in
Freiburg, Klaus Altehoefer,
zu verabschieden. Altehoe-
fer verlor zugleich mit Ab-
lauf des 31. Juli ¹seineª
Oberfinanzdirektion Frei-
burg, die mit diesem Tage
aufgelöst wurde. Ein in der
deutschen Finanzgeschichte
einmaliger Vorgang.

Von der üblichen Geschäfts-
mäûigkeit hoben sich daher
auch die Reden zu diesem
festlichen Anlaû ab. Die
reiche Nachkriegsgeschich-
te der Oberfinanzdirektion
Freiburg im Drei-Länder-
Eck ± Schweiz, Frankreich,
Deutschland ± standen im

Mittelpunkt der Reden von
Hauser und Mayer-Vorfel-
der, aber auch des Oberbür-
germeisters der Stadt Frei-
burg, des ehemaligen Parla-
mentarischen Staatssekre-
tärs im Bundesfinanzmini-
sterium, Rolf Böhme.

Nicht nur die exponierte La-
ge der Oberfinanzdirektion
an einer Schnittstelle euro-
päischer Kultur und Ge-
schichte machte den Ab-
schied wehmütig, sondern
auch und insbesondere das
herausragende Standing der
südbadischen Oberfinanzdi-
rektion, das von seinen Be-
schäftigten geprägt war ± so
der Vorsitzende des Bezirks-
personalrats (Bund), Rei-
chel.

Oberfinanzpräsident Klaus
Altehoefer, seit 1993 Oberfi-
nanzpräsident in Freiburg
richtete in seiner Abschieds-
rede den Blick in die Zu-
kunft und verwies auf
den Finanzstandort Frei-

OFD-Präsident in
Freiburg verabschiedet
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burg, der nach wie vor durch
den Verbleib der wichtigen
Bundesabteilungen in der
Stadt eine herausragende
Bedeutung haben werde.

Der ¹übernehmendeª Ober-
finanzpräsident in Karlsru-
he, Grub, hieû die Beschäf-
tigten in der neuen badi-
schen Oberfinanzdirektion
herzlich willkommen.

Anders als in den anderen
Bundesländern haben sich
in Baden-Württemberg der
Bundesfinanzminister und
der Landesfinanzminister
über die Neuordnung der
Oberfinanzdirektionen in
Baden-Württemberg ver-
ständigt. Im Erlaû vom
3. Juni heiût es lapidar:

¹Die Oberfinanzdirektion
Freiburg wird mit Ablauf
des 31. Juli 1998 aufgelöst.
Ihre Aufgaben übernimmt
ab 1. August 1998 die Ober-
finanzdirektion Karlsruhe.
Der Oberfinanzbezirk Karls-
ruhe umfaût ab diesem Zeit-
punkt die Regierungsbezir-

ke Freiburg und Karlsruhe.
In Freiburg wird eine Au-
ûenstelle der Oberfinanzdi-
rektion Karlsruhe mit der
Zoll- und Verbrauchsteuer-
abteilung, der Bundesver-
mögensabteilung, der Lan-
desvermögens- und Bauab-
teilung sowie mit Teilen des
DV-Bereichs der Besitz- und
Verkehrsteuerabteilung ein-
gerichtet.ª

Gleichzeitig wird zum
1. August die Zoll- und Ver-
brauchsteuerabteilung so-
wie die Bundesvermögens-
abteilung der Oberfinanzdi-
rektion Stuttgart aufgelöst
und deren Aufgaben auf die
Oberfinanzdirektion Karls-
ruhe übertragen werden.

Die Umstrukturierung hat
auch Auswirkungen auf die
Organisationsstruktur der
DSTG. Die Bezirksverbände
Freiburg und Karlsruhe wer-
den zu einem badischen
Bezirksverband fusionieren.
Im Frühjahr 1999 werden
voraussichtlich Personalrats-

wahlen zum Bezirksperso-
nalrat Karlsruhe stattfinden.
Bis daher gilt für die bisheri-
gen Bezirkspersonalräte Frei-
burg und Karlsruhe und die
örtlichen Personalräte eine
Übergangslösung.

An der Verabschiedung von
Oberfinanzpräsidenten Al-
tehoefer nahmen für die
DSTG Bundesgeschäftsfüh-
rer Paul Courth und der Vor-
sitzende des DSTG-Bezirks-
verband Freiburg, Gerd
Huber, teil.

Steueranwärter
aus Hamburg
im DSTG-Haus

Seit vielen Jahren besuchen
Hamburger Steueranwärter
im Rahmen einer Bonn-Ex-
kursion das DSTG-Haus.
Bundesgeschäftsführer Paul
Courth und die Vorsitzende

des DSTG-Landesverban-
des Hamburg, Helga Schulz,
unterrichteten die Anwärter
über die aktuelle Gewerk-
schaftsarbeit auf Bundes-
und Landesebene. Den jun-
gen Kolleginnen und Kolle-
gen wurde vor Augen ge-
führt, wie wichtig es ist, in
Bonn eine ¹Lobbyª zu ha-
ben. Diese Lobby könne nur
wirkungsvoll operieren und
unter den 2 000 Lobbyisten-
verbänden in Bonn sichtbar
werden, wenn ihre Arbeit
von der Medienarbeit be-
gleitet werde. Wichtig sei
auch ein hoher Organisa-
tionsgrad sowie die Begei-
sterung und Tatkraft junger
Menschen für die gewerk-
schaftliche Interessenvertre-
tung.

Auch der Leiter der Landes-
finanzschule Hamburg Jo-
seph Fromme machte deut-
lich, wie wichtig es ist, daû
das Interesse der Beschäftig-
ten jeweils am Parlaments-
und Regierungssitz wir-
kungsvoll vertreten werde.
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Nach erfolgreichem Abschluû der Tarif-
verhandlungen zur Zusatzversorgung zwischen der
GGVöD und den öffentlichen Arbeitgebern ist die ent-
sprechende 32. Satzungsänderung der Versorgungsan-
stalt des Bundes und der Länder (VBL) am 22. Juni 1998
vom VBL-Verwaltungsrat beschlossen worden. Mit der
Satzungsänderung wird als Ergebnis der diesjährigen
Stuttgarter Tarifrunde ab 1. Januar 1999 die hälftige Be-
teiligung der Arbeitnehmer des öffentlichen Dienstes an
dem über 5,2 Prozent hinausgehenden Finanzierungs-
bedarf der Zusatzversorgung umgesetzt. Die Höhe die-
ses Beitrages steht noch nicht fest.

GGVöD und öffentliche Arbeitgeber be-
finden sich inzwischen im Gespräch zur Vorbereitung ei-
ner 33. Satzungsänderung der VBL. Damit soll die ver-
besserte Berücksichtigung der Kindererziehungszeiten
durch das Rentenreformgesetz 1999 und durch das Ver-
sorgungsreformgesetz 1998 in der Zusatzversorgung
umgesetzt werden.

Im Zuge der Redaktionsverhandlungen
zum Tarifabschluû 1998 wurde zwischen GGVöD und
den Arbeitgebern von Bund, Ländern und Gemeinden
mit Datum vom 5. Mai 1998 auch der 74. Tarifvertrag zur
¾nderung des BAT bzw. die 9. ¾nderung zum BAT-O
und die entsprechenden Arbeitertarifverträge verein-
bart. Durchsetzen konnte die GGVöD ihre Forderung,
die ehrenamtliche Mitwirkung in Prüfungsausschüssen
nach § 37 Berufsbildungsgesetz wieder als Arbeitsbe-
freiungstatbestand unter Fortzahlung der Vergütung in
§ 52 BAT/BAT-O festzuschreiben. Diese war mit der
73. BAT-¾nderung gekippt worden.

Das Land Thüringen wird den Tarifver-
trag zur Regelung der Altersteilzeitarbeit vom 5. Mai
1998 ohne Abstriche umsetzen. Dies erklärte der Staats-
sekretär im Thüringer Finanzministerium, Andreas Birk-
mann, bei einem Gespräch unter Beteiligung des
GGVöD-Vorsitzenden Horst Zies am 9. Juli 1998 in Er-
furt.

Dem 3. Vermögensbeteiligungsgesetz hat
nach dem Bundestag auch der Bundesrat am 10. Juli
1998 zugestimmt. Das Gesetz kann damit am 1. Januar
1999 in Kraft treten. Ziel des Gesetzes ist eine gleichmä-
ûigere Verteilung des Produktivvermögens, wobei ande-
re Sparformen (insbesondere das Bausparen) nicht be-
einträchtigt werden sollen. U.a. werden die Einkom-
mensgrenzen für die Sparzulage von bisher 27 000 Mark
(Alleinstehende) auf 35 000 Mark bzw. von 54 000 Mark
(Verheiratete) auf 70 000 Mark zu versteuerndes Ein-
kommen angehoben.

Am 1. Juli 1998 hat ± wie berichtet ± das
Dienstleistungszentrum Nord des DBB in Hamburg
seine Arbeit aufgenommen; es ist ab sofort wie folgt zu
erreichen: Stadthausbrücke 7, 20355 Hamburg, Telefon:
(0 40) 3 69 76 20.

+++ Tarif-Telegramm +++

D er niedersächsische
Finanzminister Hein-
rich Aller und der

DSTG-Bundesvorsitzende
Dieter Ondracek waren sich
in einem Gespräch am
22. Juli 1998 in Hannover ei-
nig, daû der Staat alle Mög-
lichkeiten ausschöpfen muû,
um für mehr Steuergerech-
tigkeit zu sorgen. Eine Re-
form des inzwischen viel zu
komplizierten Steuerrechts
könne hier einen wesentli-
chen Beitrag leisten. Auûer-
dem müsse die Steuerhinter-
ziehung engagiert und wir-
kungsvoll bekämpft wer-
den. Es sei nicht hinnehm-
bar, daû jährlich ein minde-

Ondracek: Staat muû
mehr für Steuer-

gerechtigkeit sorgen

stens zweistelliger Milliar-
denbetrag an Steuern dem
Staat vorenthalten werde.
Der DSTG-Bundesvorsitzen-
de, der zusammen mit dem
DSTG-Landesvorsitzenden
Werner Lüerûen mit Finanz-
minister Aller und Abtei-
lungsleitern seines Ministe-
riums zu einem Gespräch
zusammengetroffen war, an-
erkannte dabei ausdrücklich
die Bemühungen von Fi-
nanzminister Aller in diesem
Punkt.

Finanzminister Aller erläu-
terte den DSTG-Vertretern
seine Pläne zur intensiveren
Bekämpfung der Steuer-
hinterziehung. Niedersach-
sen habe in den letzten Mo-
naten die Zahl der Steuer-
fahnder von 172 auf 227 auf-
gestockt. Weiteres Ziel sei
auûerdem, die Zahl der
Betriebsprüfer von derzeit
1 800 bis zum Jahr 2000 auf
mindestens 2 000 aufzustok-
ken. Um noch weitere Kapa-
zitäten für eine Verstärkung
der Auûendienste zu erhal-
ten, muû die Steuerreform
schnellstens auf den Weg
gebracht werden, sagten

Ondracek und Aller. Der Fi-
nanzminister sprach sich er-
neut für eine radikale Ver-
einfachung des Steuerrechts
aus. Das Steuerrecht muû
transparenter gestaltet und
damit handhabbarer für Bür-
ger und Verwaltung wer-
den. Auch in diesem Punkt
stimmten die DSTG-Vorsit-
zenden mit dem niedersäch-
sischen Finanzminister
überein.

Der DSTG-Bundesvorsitzen-
de würdigte den bisherigen
Einsatz von Aller in seiner

Einsatz für die
Steuerverwaltung

gewürdigt

Eigenschaft als SPD-Frakti-
onsvorsitzender. Er zeich-
nete für verschiedene Land-
tagsinitiativen verantwort-
lich, die auf eine personelle
Stärkung der Steuerver-
waltung hinausliefen. Die
DSTG-Vertreter brachten
die Hoffnung zum Aus-
druck, daû diese positive
Einstellung ihm auch als Fi-
nanzminister erhalten blei-
be und er nicht der Gefahr
erliegen werde, zu sehr zum
Haushaltsminister zu wer-
den.

In einer ausführlichen Dis-
kussion über die Personalla-
ge der Steuerverwaltung
Niedersachsens bot Aller an,
Beschäftigte aus anderen

Niedersachsen kämpft
verstärkt gegen
Steuerhinterziehung

Heinrich Aller
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staatlichen Bereichen, wo
abgebaut werden müsse,
nach entsprechender Schu-
lung und Fortbildung in die
Steuerverwaltung zu über-
nehmen. Die DSTG-Vertre-
ter erklärten, daû dies nur
hilfreich sei, wenn diese
Kräfte zusätzlich kämen
und nicht auf Einstellkon-
tingente angerechnet wer-
den.

Aller stimmte mit der DSTG
auch darüber überein, daû
die frühzeitige Annahme
von EURO-Voranmeldun-
gen und EURO-Erklärungen
die Steuerverwaltung zu-
sätzlich belaste, dieses An-
gebot sachlich nicht not-
wendig wäre und nur allen-
falls psychologische Wir-
kung habe. Er habe der nie-
dersächsischen Staatskanz-
lei seine Meinung dargelegt.
Nachdem die Ministerpräsi-
denten der Länder aber an-
ders beschlossen haben,
müsse er dies als weisungs-
gebundener Ressortminister
hinnehmen.

Besprochen wurden auch
notwendige Sondermaûnah-
men zur Bewältigung des
Problems Bankenfahndung.
Beim Gesprächspunkt be-
rufliche Perspektiven der
Beschäftigten in der nieder-
sächsischen Steuerverwal-
tung sowie insbesondere bei
den Punkten Beförderung
und der Verbesserung der
Funktionsgruppenverord-
nung stieûen die DSTG-Ver-
treter zwar auf Verständnis.
Konkrete Zusagen zu Stel-
lenhebungen oder Initiati-
ven wollte Aller hier aber
nicht geben.

Bei dem Gesprächspunkt
¹¾nderung des Länderfi-
nanzausgleichsª gingen die

Meinungen zu dem
Länderfinanzausgleich

gespalten

Ansichten zwischen Finanz-
minister Aller und den
DSTG-Vertretern auseinan-
der. Die DSTG-Vertreter

stellten aber klar, daû sie
eine ¾nderung für notwen-
dig erachten, weil sich viele
Länder beim vollen Aus-
schöpfen der Steuerquellen
zurückhalten, da sie sehr ge-
nau rechnen und dabei fest-
stellen, daû sie durch den
Länderfinanzausgleich den
gröûten Teil der Mehrein-
nahmen, die durch mehr Be-
triebsprüfer und Steuer-
fahnder hereingeholt wer-
den, wieder verlieren. Wenn
andere Wege gefunden wer-
den, die die Länder zu einer
gleichmäûigen Ausschöp-
fung ihrer Steuerquellen
verpflichten, wäre dies für
die DSTG akzeptabel.

Zum Automatisierungspro-
jekt ¹FISCUSª teilte Mini-
ster Aller mit, daû Nieder-
sachsen seine erhöhte Per-
sonalgestellungsverpflich-
tung erfüllen wird und er al-
les tun werde, um das Pro-
jekt positiv umzusetzen.

Über die Zukunft der Ein-
heitsbewertung des Grund-

vermögens ab dem Jahre
2002 konnte bei diesem Ge-
spräch noch keine Klarheit
geschaffen werden. Dieses
Thema muû von der DSTG

Einheitsbewertung
des Grundvermögens

noch offen

weiter verfolgt werden. Das
Gespräch fand in freundli-
cher und angenehmer At-
mosphäre statt. Die DSTG-
Vertreter gewannen den
Eindruck, daû sich Finanz-
minister Aller seiner Verant-
wortung gegenüber den Be-
schäftigten der Steuerver-
waltung bewuût ist.

Scherzhaft meinte Minister
Aller, der DSTG-Landesvor-
sitzende werde als Horch-
posten in Niedersachsen die
Bundesspitze sehr schnell
alarmieren, wenn in Nieder-
sachsen etwas anders laufen
solle als die DSTG für richtig
hielte.
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Anläûlich einer gemeinsa-
men Sitzung des DFSH-Vor-
standes mit dem Organisa-
tionsteam ¹Deutschlandtur-
nier 1998ª zur Vorbereitung
des 23. Deutschlandturniers,
das vom 17. bis 19. Septem-
ber 1998 in Heidelberg statt-
findet, wurde die Gruppen-
auslosung für das Fuûball-
turnier wie nebenstehend
vorgenommen.

Vorgeschaltet ist dem
23. Deutschlandturnier am
17. September 1998 die 16.
DFSH-Mitgliederversamm-
lung. Am 18. September
1998 wird das Deutschland-
turnier um 9.00 Uhr feierlich
eröffnet im Stadion des Insti-
tuts für Sport und Sport-
wissenschaften (ISSW) im
Neuenheimer Feld in Hei-
delberg. Anschlieûend be-
ginnen die verschiedenen
Wettkämpfe. Aktiv ins Ge-

schehen eingreifen wollen
auch die Vorstandsmitglie-
der von DSTG und DFSH
bei einem Fuûballeinlage-
spiel am 19. September 1998
um 14.00 Uhr gegen eine
Auswahlmannschaft Hei-
delberger Politiker/Verwal-
tung. Gäste sind herzlich
willkommen!

23. Deutschlandturnier vorbereitet

Auch eine Besichtigung
der Sportstätten gehörte
zum Programm der Teil-
nehmer an der gemein-
samen Besprechung des

DFSH-Vostandes mit dem
Organisationsstab der

Sport- und Kulturgemein-
schaft der Finanzverwal-

tung (SKG) in Heidelberg ±
v.l.n.r.: Heinz Gewehr

(DFSH-Geschäftsführer),
Richard Huber (DFSH-

Vorsitzender), Josef Küp-
per (stv. DFSH-Geschäfts-

führer), Werner Böhm
(Organisationschef), Ro-

bert Lorenz (stv. SKG-Vor-
sitzender) und Richard

Derr (SKG-Vorsitzender).

Gruppe A Gruppe B Gruppe C Gruppe D

FA Essen-
Ost

FA Lübeck FA Hamm FA Darm-
stadt

FA Bremen FA Chemnitz FA Heil-
bronn

FA Mosbach/
Walldürn

FA Potsdam FA Heidel-
berg

FA Waldshut-
Tiengen

FA Halle/
Saale

OFD Berlin FA Verden/
Aller

FA Neuwied FA Aachen-
Kreis

FA Saar-
brücken

FA Mün-
chen-Kö.

FA Hamburg
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CDU/CSU

I. Steuerpolitik

1. Allgemeines

Groûe Steuerreform:
Bürger und Betriebe
entlasten

CDU und CSU wollen die
Belastung von Bürgern und
Unternehmen spürbar sen-
ken. Unsere Bürger sollen
wissen: Bei der Bundestags-
wahl stimmen sie zugleich
ab über unseren Vorschlag
für die groûe Steuerreform.
Niedrigere Steuersätze, we-
niger Ausnahmen, ein ver-
einfachtes Steuerrecht und
eine Nettoentlastung von
30 Mrd. DM für Bürger und
Betriebe ± das sind die In-
halte unserer Reform.

Neue Kultur der Selb-
ständigkeit ± Mittelstand
als Motor der Wirtschaft

Wir werden die Rahmenbe-
dingungen gerade für mitt-
lere und kleine Betriebe
durch Senkung der Steuer-
und Abgabenlast verbes-
sern und ein investitions-
freundliches Klima schaffen.

2. Tarif

Wir wollen den Eingangs-
steuersatz bei der Einkom-
mensteuer von heute 25,9%
auf künftig 15% senken.
Alle Steuersätze müssen
runter. Auch den Spitzen-
steuersatz wollen wir redu-

zieren, von heute 53% auf
39%. Wir wollen den Bür-
gern mehr Geld in der Ta-
sche belassen. Steuerge-
staltung, Steuervermeidung
und Schattenwirtschaft wer-
den auf diese Weise unat-
traktiv.

Wir wollen die Betriebe im
Wettbewerb stärken und die
Steuersätze für Einkommen
aus gewerblicher Tätigkeit
von heute 47% auf 35%
senken. Der internationale
Wettbewerb ist auch eine
Konkurrenz um geringere
Steuerbelastung. Deutsch-
land muû für Investoren at-
traktiv sein. Deshalb wollen
wir den Körperschaftsteuer-
satz für ausgeschüttete Ge-
winne auf 25% und für ein-
behaltene Gewinne auf
35% senken.

Gleichzeitig wollen wir das
Steuerrecht vereinfachen
und Ausnahmetatbestände
abschaffen. Weniger steuer-
liche Vergünstigungen und
Ausnahmen machen das
Steuerrecht einfacher und
gerechter.

Leistung muû sich lohnen.
Die Steuerpolitik von CDU
und CSU bringt Entlastung
für alle.

3. Kindergeld

Im Mittelpunkt einer mensch-
lichen Gesellschaft steht für
uns die Familie. Auch unter
veränderten gesellschaftli-
chen Bedingungen bleibt sie

die Lebensgemeinschaft der
Zukunft.

Wir haben den Familienaus-
gleich durchgreifend ver-
bessert. Kindergeld bzw.
Kinderfreibeträge deutlich
erhöht. Durch die Einfüh-
rung eines Erziehungsgel-
des und des Erziehungsur-
laubs konnten wir den jun-
gen Familien in einer ent-
scheidenden Lebensphase
spürbar helfen. Wir haben
die rentenrechtliche Aner-
kennung von Erziehungslei-
stungen eingeführt und aus-
geweitet. Bis zum Jahr 2000
wird diese Anerkennung auf
100% des Durchschnittsver-
dienstes der Versicherten
angehoben. CDU und CSU
haben ein flächendecken-
des Angebot an Kinder-
gartenplätzen durchgesetzt,
ein neues Kindschaftsrecht
wurde eingeführt, das ehe-
liche und nichteheliche Kin-
der rechtlich gleichstellt.

Wir werden die Familien
weiter stärken. Wir wollen
vor allem dafür sorgen, daû
die Arbeit mit Kindern und
für Kinder gröûere Anerken-
nung findet. Finanzielle
Spielräume werden wir kon-
sequent zugunsten der Fa-
milie nutzen, insbesondere
für Kindergeld und Erzie-
hungsgeld. Die Vereinbar-
keit von Familie und Er-
werbstätigkeit wollen wir
fördern ± vor allem durch ein
bedarfsgerechtes Angebot
zur Tagesbetreuung. Den

Alleinerziehenden wollen
wir besonders helfen.

4. Steuerstruktur

Anreize zur Arbeit
verstärken ± Miûbrauch
bekämpfen

Wir setzen uns dafür ein, die
Anreize für die Aufnahme
von Arbeit zu verbessern.
Wiederherstellung einfacher
Anforderungsprofile, Ein-
stiegstarife, Nutzung der
Möglichkeiten der neuen
Eingliederungsverträge so-
wie die Bereitschaft, gerin-
gere Qualifizierten eine
Chance zu geben, sind
wichtige Beiträge, die wir
von den Tarifpartner einfor-
dern. Durch einen niedrige-
ren Eingangssteuersatz von
15 Prozent machen wir ge-
ringbezahlte Arbeit attrakti-
ver.

Föderalismus stärken ±
Vorrang für kleine
Einheiten

CDU und CSU wollen einen
lebendigen Föderalismus
mit mehr Wettbewerb unter
den Ländern. Wir müssen
wieder stärker dahin kom-
men, daû Bund und Länder
ihren Bereich eigenverant-
wortlich gestalten können.
Mischkompetenzen, unüber-
sichtliche Verantwortlich-
keiten und Mitwirkungs-
rechte, die als Blockadein-
strument miûbraucht wer-
den können, müssen besei-
tigt werden. Bundesgesetze
sollten nur noch dann von

D ie Orientierungslo-
sigkeit der Wähler
war noch nie so

groû, wie bei dieser Bundes-
tagswahl. Etwa 70% wuûten
im Juli noch nicht, welcher
Partei sie ihre Stimme am
27. September geben wol-
len. Auch Wahlprogramme
sind kein Wegweiser für die
richtige Wahlentscheidung.
Gleichwohl darf nicht ver-

kannt werden: Wahlpro-
gramme sind die einzige De-
monstration der parteipoliti-
schen Absichten vor einer
Wahl. Auf andere Quellen
kann der Bürger nicht zu-
rückgreifen. Wer eine ver-
antwortliche Wahlentschei-
dung trifft, sollte die Wahl-
programme kennen und sie
auch zwischen den Zeilen
studieren. Wir haben die

Wahlprogramme von CDU/
CSU, SPD, F.D.P. und den
Grünen gegenübergestellt
zur Steuerpolitik, zur
Dienstrechtspolitik usw. als
Angebot an die Leser. Zu be-
achten ist auch, daû Wahl-
programme nicht in Worte
geronnene Politik sind. Ko-
alitionsvereinbarungen kön-
nen sie bis zur Unkenntlich-
keit verwässern. Im übri-

gen stehen alle Programme
± ausdrücklich ausgespro-
chen oder nicht ± unter dem
Vorbehalt der Finanzierung.
Gleichwohl ist das Studium
der Wahlprogramme zu
Themen, die uns alle betref-
fen, die Mühe des Studiums
wert ± vielleicht auch ein
Preis, den wir für die Demo-
kratie zu zahlen bereit sein
sollten.

Die Wahlprogramme
der Parteien im Vergleich
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der Zustimmung des Bun-
desrates abhängig sein,
wenn sie wirklich in Länder-
belange eingreifen; gleich-
zeitig sollten die Länder
mehr eigene Kompetenzen
zurückerhalten.

Um mehr föderalen Wettbe-
werb zu erreichen, wollen
CDU und CSU den Finanz-
ausgleich und die Finanz-
verfassung in Deutschland
reformieren. Wir wollen
mehr Steuerautonomie für
die Länder. Eine gröûere
Steuerautonomie eröffnet
den Ländern gröûeren Ge-
staltungsspielraum. Sie er-
möglicht Flexibilität und ei-
nen gezielten Wettbewerb
um optimale Standortbedin-
gungen für Arbeitsplätze
und für die Wirtschaft.

Die Verteilung des Steuer-
aufkommens auf Bund, Län-
der und Gemeinden in der
Finanzverfassung und den
Länderfinanzausgleich müs-
sen wir durchschaubarer
und besser regeln. Dabei ist
ein klares Trennsystem, das
z.B. dem Bund die indirek-
ten und den Ländern die di-
rekten Steuern zuweist,
ebenso in Erwägung zu zie-
hen wie ein Modell, bei dem
die Länder eigene Hebe-
sätze auf die Einkommen-
und Körperschaftsteuer er-
heben dürfen.

Bei der Neugestaltung des
Länderfinanzausgleichs wer-
den wir darauf achten, daû
die Verantwortung der Län-
der für Wachstum und Steu-
ereinnahmen gestärkt wird.
Die Finanzierungslast muû
bei der staatlichen Ebene
liegen, die auch für die Auf-
gabenerfüllung zuständig
ist.

Am Vorrang für den Aufbau
Ost halten wir fest. Die
Pflicht zur nationalen Soli-
darität gebietet, daû unver-
schuldete Strukturnachteile
insbesondere in den neuen
Ländern und die Folgelasten
des Sozialismus ausgegli-
chen werden. Unter Wah-
rung des Solidarprinzips
kann der Wettbewerbsge-
danke auch für den Umbau
unserer sozialen Siche-
rungssysteme Anwendung
finden.

II. Dienstrechts-/
Tarifpolitik

1. Schlanker Staat/
Öffentlicher Dienst

Schnelle und effiziente
Verwaltung

Damit der Rechtsstaat seine
Aufgaben effektiv erfüllen
kann, muû er sich auf das
Wesentliche konzentrieren.
Wirtschaftliche Dynamik und
Innovationsfähigkeit dürfen
nicht durch staatliche Regle-
mentierung und bürokrati-
schen Perfektionismus er-
stickt werden.

Damit Überregulierung und
Überreglementierung bes-
ser eingedämmt werden
können, wollen wir künftig in
begründeten Fällen die Ab-
weichung von gesetzlichen
Vorgaben, wie Standards,
Mindestgröûen, Prüfmaûstä-
be und dergleichen, ermög-
lichen. Durch Öffnungs-
und Experimentierklauseln
wollen wir Bundesgesetze
für pragmatische und flexi-
ble Handhabungen vor Ort
öffnen. Einfachere, schnelle-
re Verfahren, wie das Audi-
tierungsverfahren und das
Projektmanagement, entspre-
chen einem neuen Ver-
ständnis von Verwaltung als
öffentlicher Dienstleistung.

Wir haben Maûnahmen ge-
troffen, um den öffentlichen
Dienst in seiner Gesamtheit
leistungsorientierter, flexi-
bler und effizienter zu ma-
chen. Am Berufsbeamten-
tum halten wir fest. Der ver-
stärkte Einsatz moderner In-
formationstechnik und neu-
er Führungs- und Steue-
rungsinstrumente sind Teil-
schritte einer grundlegen-
den Modernisierung der
Verwaltung. Das öffentliche
Haushaltswesen wird refor-
miert, um Kostentranspa-
renz zu ermöglichen, um
Sparsamkeit und Wirtschaft-
lichkeit zu verbessern.

2. Tarifautonomie

3. Arbeitszeit

Mehr Flexibilität auf dem
Arbeitsmarkt

Beschäftigungsorientierte
Lohnpolitik ist eine unver-
zichtbare Voraussetzung für

mehr Arbeitsplätze in
Deutschland. Kräfte, die das
¹Ende der Bescheidenheitª
fordern, handeln unverant-
wortlich. Wir unterstützen
die Tarifpartner in ihrer An-
strengung, betriebliche Ar-
beitszeiten zu flexibilisieren
(Arbeitszeitkonten), stärke-
re leistungs- und ertrags-
orientierte Gehaltskompo-
nenten einzuführen und
Überstunden abzubauen.

SPD

I. Steuerpolitik

1. Allgemeines

Steuerreform für Arbeit
und Gerechtigkeit 1999

Die SPD-geführte Bundesre-
gierung wird sofort nach
Aufnahme der Amtsge-
schäfte eine groûe Steuerre-
form durchführen. Gemein-
sam mit den sozialdemokra-
tisch geführten Bundeslän-
dern werden wir dafür sor-
gen, daû diese Steuerreform
so schnell wie möglich in
Kraft tritt:

Wir wollen den Einstieg in
diese Steuerreform schon
zum Beginn des Jahres
1999.

2 500 Mark Entlastung

Die SPD-Steuerreform bringt
für eine durchschnittlich
verdienende Familie mit 2
Kindern eine Entlastung von
rund 2 500 Mark im Jahr.

Gerechte Steuern und
solide Finanzen

Die SPD-geführte Bundesre-
gierung will eine Steuerre-
form für neue Arbeitsplätze,
für mehr Steuergerechtig-
keit und für eine Vereinfa-
chung des deutschen Steu-
errechts.

Zu unserer Steuerreform ge-
hört:

I eine Senkung der Steuer-
sätze bei der Lohn- und Ein-
kommensteuer

I eine Erhöhung des Kin-
dergeldes

I eine Senkung der Unter-
nehmenssteuersätze.

Uns geht es

I um Steuerentlastungen
für Arbeitnehmer und Fami-
lien und

I um eine Stärkung der In-
vestitionskraft der Unter-
nehmen.

Dies muû auf der Grundlage
solider Staatsfinanzen ge-
schehen.

2. Tarif

Senkung der Steuersätze
auf breiter Front

Zu unserer Steuerreform ge-
hört eine Absenkung der
Steuersätze über die ge-
samte Breite des Tarifver-
laufs. Dazu gehört auch eine
Verbesserung des Grund-
freibetrages.

Ziel der SPD ist eine Sen-
kung des Eingangssteu-
ersatzes von jetzt 25,9%
auf 15%. Angesichts der
schwierigen Finanzlage ist
dieses Ziel nur in Schritten
zu erreichen. In einem er-
sten Schritt werden wir den
Eingangssteuersatz auf
21,9% senken.

Zu unserem Konzept gehört
auch eine Senkung des Spit-
zensteuersatzes von jetzt
53% auf 49%.

Wenn es gelingt, die Fi-
nanzierung sicherzustellen,
können diese Steuersätze
auch weiter abgesenkt wer-
den.

3. Kindergeld

Erhöhung des Kindergeldes
auf 250 Mark

Die SPD will eine Anhe-
bung des Kindergeldes um
30 Mark auf 250 Mark im
Monat für das 1. und 2. Kind.
Das bedeutet für die Fami-
lien eine jährliche Verbesse-
rung von 360 Mark je Kind.

4. Steuerstruktur (Steuer-
vereinfachung, Abbau
von steuerlichen Ver-
günstigungen, Unter-
nehmensteuer usw.)

Stärkung der Investitions-
kraft der Unternehmen

Im Mittelpunkt unserer
Unternehmenssteuerreform
steht die Senkung der Kör-
perschaftsteuersätze auf ein
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international vergleichbares
Niveau.

Wir werden auch den Steu-
ersatz für gewerbliche Ein-
kommen senken, um gezielt
kleinere und mittlere Unter-
nehmen zu entlasten und ih-
re Investitionskräfte zu stär-
ken.

Unser langfristiges Ziel ist
eine rechtsformunabhängige
Unternehmensbesteuerung,
die vor allem die Investi-
tionstätigkeit der Unterneh-
men fördert.

Um die Investitionskraft der
Unternehmen zu stärken,
werden wir für eine Sen-
kung der gesetzlichen Lohn-
nebenkosten sorgen. Vor al-
lem die kleinen und mittle-
ren Unternehmen in Mittel-
stand und Handwerk wer-
den dabei entlastet.

Steuerreform
der Solidarität
und der Glaubwürdigkeit

Unsere Steuerreform wird
solide finanziert. Denn man
darf dem Staat nicht die Mit-
tel nehmen, die dringend
gebraucht werden für Schu-
len und Universitäten, für
Forschung, für Kindergärten
und für eine gut ausgerüste-
te Polizei.

Wir werden die steuerliche
Bemessungsgrundlage ver-
breitern. Das wird zu einer
spürbaren Vereinfachung
des deutschen Steuerrechts
führen.

Der Schwerpunkt liegt in
der Beseitigung ungerecht-
fertigter Steuervergünsti-
gungen. Wir werden Gestal-
tungsmöglichkeiten der Un-
ternehmen bei der Gewinn-
ermittlung an die internatio-
nalen Standards angleichen.
Unsere Maûnahmen zur Ob-
jektivierung der Gewinner-
mittlung orientieren sich vor
allem am Bilanzsteuerrecht
der USA.

Zukünftig wird es z.B. nicht
mehr möglich sein,

I bei spekulativen Anlagen
zwar laufende Verluste von
der Steuer voll absetzen zu
können, einen späteren Ver-
äuûerungsgewinn aber nur
zur Hälfte versteuern zu
müssen oder

I Wertminderungen im Un-
ternehmen auch dann noch
steuerlich geltend machen
zu können, wenn der Grund
für die Wertmindung zwi-
schenzeitlich weggefallen
ist.

Zu einer glaubwürdigen
Steuerreform gehört auch
eine konsequente Bekämp-
fung von Steuerhinterzie-
hung. Durch Steuerhinter-
ziehung werden Beträge in
Milliardenhöhe dem Staat
und seinen Bürgerinnen
und Bürgern entzogen.

Mindestbesteuerung für
mehr Steuergerechtigkeit

Durch Einführung einer
Mindestbesteuerung wer-
den wir sicherstellen, daû
sich gutverdienende Ab-
schreibungskünstler nicht
wie bisher der Besteuerung
entziehen können:

Dazu wird bei der Ermitt-
lung der Summe der Ein-
künfte die steuerliche Ab-
setzbarkeit von Verlusten
begrenzt.

Unternehmen werden von
der Neuregelung des Ver-
lustausgleichs nicht betrof-
fen. Insoweit bleibt es bei
der Absetzbarkeit betriebli-
cher Verluste.

Hohe Privatvermögen
an der Finanzierung
der Bildung beteiligen

Im Sinne eines gerechten
Lastenausgleichs werden wir
dafür sorgen, daû auch die
sehr hohen Privatvermögen
wieder einen gerechten Bei-
trag leisten, um Bildung und
andere öffentliche Dienstlei-
stungen finanzieren zu kön-
nen. Dazu werden wir für
eine verfassungskonforme
Besteuerung dieser sehr ho-
hen Privatvermögen sorgen.
Es bleibt aber dabei: Das Be-
triebsvermögen der Unter-
nehmen werden wir freistel-
len.

Mit hohen Freibeträgen
werden wir sicherstellen,
daû Normalverdiener von
der privaten Vermögensteu-
er nicht betroffen werden.
Normale Einfamilienhäuser
werden nicht besteuert: Der
vorgesehene Freibetrag von
z.B. 1 Million Mark für eine
Familie mit zwei Kindern

liegt deutlich über dem steu-
erlichen Wert normaler Ein-
familienhäuser.

Senkung der Sozial-
abgaben und ökologische
Steuerreform

Die SPD-geführte Bundesre-
gierung wird dafür sorgen,
daû die Sozialabgaben ge-
senkt werden. Die Entla-
stung der Arbeit durch Ver-
ringerung der gesetzlichen
Lohnnebenkosten ist ein
Eckpfeiler unserer Politik
für neue Arbeitsplätze.

Zum einen werden wir
Strukturreformen durchfüh-
ren, um die Zielgenauigkeit
und Wirtschaftlichkeit der
sozialen Sicherungssysteme
zu verbessern.

Zum anderen werden wir
die Abgabenbelastung durch
eine ökologische Steuerre-
form verringern.

Abstimmung über Steuer-
reform

Obwohl die Steuereinnah-
men in den letzten Jahren
insgesamt stark zurückge-
gangen sind, stieg die Steu-
er- und Abgabenbelastung
der durchschnittlich verdie-
nenden Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer von 39%
in 1982 auf heute rund
45,5%. Gleichzeitig ist die
steuerliche Belastung von
Unternehmensgewinnen
und Vermögen erheblich zu-
rückgegangen.

Diese ungerechte Steuer-
politik darf so nicht weiter-
gehen.

Die Bundestagswahl am
27. September 1998 ist auch
eine Abstimmung über die
Steuerreform: Eine gerechte
und solide Steuerreform
wird es nur mit einer SPD-
geführten Bundesregierung
geben.

Sanierung der
Staatsfinanzen

Die SPD-geführte Bundesre-
gierung wird dafür sorgen,
daû die zerrütteten Staatsfi-
nanzen wieder in Ordnung
gebracht werden.

Dazu gehört eine strenge
Haushaltsdisziplin.

Unser Ziel ist die Rückfüh-
rung der Staatsverschul-
dung.

Wir dürfen nicht länger auf
Kosten der kommenden Ge-
neration leben. Deshalb
müssen wir heute auch be-
reit sein, unsere Ansprüche
an den Staat zurückzuneh-
men.

Im Mittelpunkt unserer Kon-
solidierungspolitik steht die
nachhaltige Stärkung von
Wachstum und Beschäfti-
gung: Neue Arbeitsplätze
ersparen Ausgaben für Ar-
beitslosigkeit und verbes-
sern die Einnahmesituation
des Staates.

Unsere Finanzpolitik setzt
auf Stetigkeit und Bere-
chenbarkeit. Für neue kre-
ditfinanzierte Konjunktur-
programme gibt es keinerlei
Spielraum.

Kassensturz und
Finanzierungsvorbehalt

Wir stellen unser Regie-
rungsprogramm unter einen
strikten Finanzierungsvor-
behalt.

Unmittelbar nach der Regie-
rungsübernahme werden
wir einen Kassensturz vor-
nehmen. Wenn wir nach den
16 Jahren Finanzchaos von
CDU, CSU und F.D.P. end-
lich die volle Wahrheit über
die Lage der Staatsfinanzen
kennen, werden wir die ge-
nauen Prioritäten unserer
Regierungsarbeit festlegen.

Aber schon heute sagen wir
offen und ehrlich: Nicht al-
les, was wünschbar wäre, ist
auch finanzierbar.

II. Dienstrechts-/
Tarifpolitik

1. Schlanker Staat,
öffentlicher Dienst

Reformen in Staat und
Verwaltung voranbringen

In einer Welt des Wandels
müssen auch die Staatsauf-
gaben überprüft werden.

Für die SPD ist die Bestim-
mung der Staatsaufgaben
keine Frage der Ideologie,
sondern der praktischen
Vernunft. Ob eine Aufgabe
vom Staat oder von Privaten
erledigt wird, muû nach dem
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Grundsatz der Effizienz, der
Wirtschaftlichkeit, der So-
zialverträglichkeit und der
gesellschaftlichen Akzep-
tanz entschieden werden.
Öffentliche Monopole dür-
fen nicht in private Mono-
pole umgewandelt werden.

Die Ansprüche an den Staat
müssen zurückgenommen
werden. Vieles, was wünsch-
bar wäre, ist nicht mehr fi-
nanzierbar.

Die Wirtschaftlichkeit und
Zielgenauigkeit staatlicher
Leistungen muû verbessert
werden. Die notwendigen
sozialen und kulturellen
Verpflichtungen des Staates
aber dürfen nicht in Frage
gestellt werden.

Überregulierung und Über-
bürokratisierung müssen
abgebaut werden. Die Zahl
der Regelungen, die Bürge-
rinnen und Bürger und die
Wirtschaft belasten, muû
verringert werden. Bestehen-
de Gesetze und Verordnun-
gen sind auf ihre Notwen-
digkeit zu überprüfen.

Wir wollen einen effizienten
Staat und eine bürger-
freundliche Verwaltung. Wir
wollen eine qualitative Re-
form der Organisations-
strukturen und Arbeitsab-
läufe. Bei der Entwicklung
und Umsetzung von Reform-
konzepten geht es um das
Zusammenwirken von poli-
tisch verantwortlicher admi-
nistrativer Leistung, Be-
schäftigten, Personalvertre-
tungen und Gewerkschaf-
ten.

Für einen motivierten
und leistungsfähigen
öffentlichen Dienst

Wir wollen einen motivier-
ten und leistungsfähigen öf-
fentlichen Dienst. Durch
moderne Personalentwick-
lungskonzepte, verbesser-
te Qualifizierungsangebote,
Führungskräfteschulungen,
ein fortentwickeltes Haus-
haltsrecht, entscheidungs-
nah verlagerte Kompeten-
zen sowie mehr Eigenver-
antwortung müssen die Fä-
higkeiten und die Motiva-
tion der Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter gefördert
werden.

Die Bedeutung des Berufs-
beamtentums für den demo-
kratischen Rechtsstaat ist
unbestritten. Entsprechend
ihrer besonderen Rechtsstel-
lung sollte der Einsatz von
Beamtinnen und Beamten
auf den Kernbereich hoheit-
licher Staatstätigkeit kon-
zentriert werden. Dazu ge-
hört insbesondere die Aus-
übung des staatlichen Ge-
waltmonopols durch Polizei
und Justiz.

2. Tarifautonomie

Tarifautonomie bewahren

Die Tarifautonomie hat sich
bewährt. Wir erteilen allen
Versuchen, sie einzuschrän-
ken, eine Absage.

Die Flächentarifverträge si-
chern verläûliche Rahmen-
bedingungen für Unterneh-
men und Arbeitnehmer. Wir
unterstützen die Reformbe-
strebungen der Tarifver-
tragsparteien. Mit flexiblen
Lösungen im Rahmen von
Flächentarifverträgen kann
der unterschiedlichen Lei-
stungsfähigkeit der einzel-
nen Unternehmen und den
unterschiedlichen Bedingun-
gen in den Branchen, Regio-
nen und Betrieben sowie
den Bedürfnissen der Be-
schäftigten Rechnung getra-
gen werden.

Flexible Lösungen in der
Lohnpolitik wie auch in der
Arbeitszeitpolitik eröffnen
neue Chancen für die Siche-
rung von Arbeitsplätzen.

Die SPD wird die Chancen-
gleichheit der Tarifvertrags-
parteien sichern (Neufas-
sung des § 146 Sozialgesetz-
buch III).

3. Arbeitszeit

Kürzere Arbeitszeit und
intelligente Organisation
der Arbeit

Eine innovative Wirtschaft
braucht eine intelligente Or-
ganisation der Arbeit und
flexibel ausgestaltet, nach
Betriebsgröûen und Bran-
chen differenzierte Arbeits-
zeiten. Wir fordern die Un-
ternehmen auf, die vorhan-
denen tarifvertraglichen Fle-
xibilisierungsmöglichkeiten
umfassend zu nutzen.

Bei kürzeren und flexiblen
Arbeitszeiten können teure
Maschinen und Anlagen
länger laufen, ohne daû
Menschen länger arbeiten
müssen.

Im Rahmen flexibler Ar-
beitszeiten sind Vereinba-
rungen mit den Arbeitneh-
merinnen und Arbeitneh-
mern möglich, die mehr
Zeitsouveränität verwirkli-
chen.

Flexiblere und kürzere Ar-
beitszeiten sind auch not-
wendig, um eine deutliche
Verringerung der Arbeitslo-
sigkeit zu erreichen.

Wir unterstützen die Bemü-
hungen der Tarifparteien,
durch kürzere Arbeitszeiten
neue Arbeitsplätze zu schaf-
fen.

Wir brauchen mehr Teilzeit-
arbeitsplätze, für Männer
und Frauen. Überstunden
sind soweit wie möglich ab-
zubauen. Wo immer das
möglich ist, soll Personalab-
bau durch beschäftigungssi-
chernde Arbeitszeitmodelle
vermieden werden. Wir
brauchen auch bewegliche-
re Lebensarbeitszeiten mit
flexibleren Übergängen zwi-
schen Arbeit einerseits und
Bildung, Nichterwerbstätig-
keit und Ruhestand anderer-
seits.

BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN

I. Steuerpolitik

1. Allgemeines

Zahlen alle, zahlen
weniger: Reform
der Einkommensteuer

Die Notwendigkeit einer
groûen Steuerreform bleibt
auf der Tagesordnung.
Bündnis 90/Die Grünen ha-
ben als einzige Oppositions-
partei ein umfassendes Kon-
zept für eine gerechte, fi-
nanzierbare und transpa-
rente Reform vorgelegt. Die
soziale Schieflage, die die
Kohlregierung verursacht
hat, muû korrigiert werden:

Statt immer neuer Entla-
stungen für hohe Einkom-
men und Vermögen, müssen
endlich kleine bis mittlere
Einkommen steuerlich ent-
lastet werden.

Dies würde insgesamt rund
100 Milliarden DM Mehr-
einnahmen bringen. Bei der
gegenwärtigen Situation
der öffentlichen Haushalte
muû die Einkommensteuer-
reform aufkommensneutral
bleiben. Das heiût, es soll
keine Mehrwertsteuererhö-
hung oder Ausgabenkür-
zungen zur Finanzierung
geben.

Gerechtigkeit ist möglich.
Die von uns vorgeschlagene
Verbreiterung der Bemes-
sungsgrundlage und der
Abbau von Steuervergünsti-
gungen und Ausnahme-
regelungen werden in
Zukunft verhindern, daû
Einkommensmillionäre in
Deutschland keinen Pfennig
Steuern zahlen müssen. Die
Profiteure der Steuerschlupf-
löcher werden zur Kasse ge-
beten. Die Senkung der
Steuersätze bedeutet trotz-
dem eine Verbesserung der
wirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen in Deutschland,
die Abwanderung von Un-
ternehmen in Steueroasen
wird dadurch weniger at-
traktiv. Mehr Arbeitsplätze
und weniger Schattenwirt-
schaft sind die Folge.

Mit Ökosteuern umsteuern
und neue Arbeitsplätze
schaffen

Ein wichtiger Hebel, um
die Industriegesellschaft zu-
kunftsfähig zu machen, ist
die Ökologisch-soziale Steu-
erreform. Umweltfreundli-
ches Verhalten soll belohnt
werden und Beschäftigung
gefördert werden. Arbeit
soll billiger, Energie teurer
und Ressourcen eingespart
werden. Damit wollen wir
auch erreichen, daû der
Rationalisierungszwang von
der Arbeit auf die Energie
übergeht. Nicht Menschen,
sondern Kilowattstunden
sollen arbeitslos werden.
Unser Gesamtkonzept einer
Ökologisch-sozialen Steuer-
reform besteht aus drei Ein-
nahme- und Verwendungs-
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säulen. Auf der Einnahme-
seite stehen:

I Einführung einer Energie-
steuer,

I Erhöhung der Mineralöl-
steuer und Einführung einer
Schwerverkehrsabgabe,

I Abbau ökologisch schäd-
licher Subventionen.

Auf der Verwendungsseite
stehen:

I Senkung der Lohnneben-
kosten,

I Finanzierung der Ver-
kehrswende, des Ausbaus
von Bus- und Bahnverkehr,

I Finanzierung der Ener-
giewende.

Mögliche Überschüsse wol-
len wir den Bürgerinnen
und Bürgern zurückgeben.

Ökosteuern im Verkehr ±
gut für die Umwelt,
gut für die Wirtschaft

Um die Verkehrswende ein-
zuleiten, ist eine Erhöhung
der Mineralölsteuer als Teil
einer auf 10 Jahre ange-
legten Ökologisch-sozialen
Steuerreform ein sozialver-
trägliches Mittel. Wir wollen
die einmalige Erhöhung der
Mineralölsteuer im ersten
Jahr um 50 Pfennig und
schrittweise in den Folge-
jahren um jeweils 30 Pfen-
nig. Nach unserem Konzept
würde 1 Liter Benzin nach
10 Jahren rund 5 DM kosten.
Die stufenweise Erhöhung
ermöglicht es Wirtschaft und
VerbraucherInnen, sich in
einem überschaubaren Zeit-
raum auf die Erhöhung und
mit ihren Produkten bzw.
Kaufentscheidungen auf die
Entwicklung einzustellen.

Flugverkehr reduzieren

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
wollen mittelfristig eine
deutliche Reduzierung des
globalen Flugverkehrs. Wir
werden uns konsequent ge-
gen die Ausweitung der
Flugverkehrskapazitäten in
Deutschland stark machen
und setzen dabei auf die
Kooperation der Flughäfen
statt deren Konkurrenz. Wir
werden ein nationales Flug-
verkehrskonzept vorlegen,
das den innerdeutschen
Flugverkehr im Kurzstrek-

kenbereich weitgehend auf
die Bahn verlagert. Wir wol-
len, über die Erhebung einer
Kerosinsteuer hinaus, die
Landegebühren nach Lärm-
und Schadstoffemissionen
bemessen und Alternativen
zum touristischen Flugver-
kehr, der 70% des Flugauf-
kommens in Deutschland
ausmacht, fordern.

2. Steuertarif

Bündnis 90/Die Grünen wol-
len:

I den radikalen Abbau von
Steuervergünstigungen ±
Alle Einkünfte sollen gleich
behandelt werden;

I die Steuerfreistellung des
lebensnotwendigen Exi-
stenzminimums ± der
Grundfreibetrag in der Ein-
kommensteuer wird auf
15 000DM/Jahr erhöht;

I die Steuersätze senken:
der Eingangssteuersatz soll
18,5% betragen und der
Spitzensteuersatz 45% ab ei-
nem zu versteuernden Ein-
kommen von 120 000/Jahr;

I Aufwendungen der Steu-
erpflichtigen für die Risiko-
vorsorge (Sozialabgaben,
private Alters- und Kran-
kenvorsorge etc.) bis zur ma-
ximalen Beitragshöhe der
gesetzlichen Sozialversiche-
rungen (derzeit rd. 2 500
DM/Monat) steuerfrei stel-
len;

I das Steuerrecht verein-
fachen ± statt sechs Steuer-
klassen brauchen wir zu-
künftig nur noch zwei;

I das Kindergeld einheitlich
auf 300 DM pro Monat und
Kind erhöhen;

I das Ehegattensplitting ab-
schaffen.

3. Kindergeld

Im Rahmen unseres Ein-
kommensteuerkonzepts
wollen wir zunächst ein ein-
heitliches Kindergeld in Hö-
he von 300 DM pro Kind ein-
führen und die Betreuungs-
möglichkeiten von Kindern
verbessern. Wir wollen au-
ûerdem die Anrechnung von
individuellen Kinderbetreu-
ungskosten im Steuerrecht
verbessern.

4. Steuerstruktur

Steuer- und Fördersystem
für den Aufbau Ost
reformieren

Steuer- und Abschreibungs-
vergünstigungen sind die
ungeeignetsten Instrumente
der Wirtschaftsförderung.
Sie haben nicht unerheblich
zur Steuererosion der letzten
Jahre beigetragen und kom-
men dem Investor mehr als
der Investition zugute. Wer
Kapital überwiegend zum
Steuersparen investiert, hat
wenig Interesse an einem
dauerhaften Engagement,
geschweige denn an der
Schaffung von Arbeitsplät-
zen. Mit der anstehenden
Reform der Einkommen-
steuer müssen deshalb diese
Vergünstigungen gestrichen
und durch direkte nachprüf-
bar konditionierte Förderin-
strumente ersetzt werden.

Umsteuern in Richtung
Zukunft ± Aufbaulasten
gerecht verteilen

Vor dem Hintergrund dieser
groûen Aufgaben und der
geteilten wirtschaftlichen
Entwicklung in Ost und
West ist die Senkung des So-
lidaritätszuschlags ± des ein-
zigen Beitrags, den auch
Beamte und Selbständige
leisten ± unsoziale Klientel-
politik.

Neuordnung der Finanz-
beziehungen

Die Finanzbeziehungen zwi-
schen Bund, Ländern und
Kommunen sind in den letz-
ten Jahren aus dem Lot ge-
raten. Während der Bund
die meisten Steuern be-
schlieût, sind die Landesver-
waltungen für die Eintrei-
bung zuständig. Der Län-
derfinanzausgleich ist aller-
dings so konstruiert, daû die
Länder an einer strikten
Steuererhebung wenig In-
teresse haben und statt des-
sen indirekte Wirtschaftsför-
derung betreiben. Auch
deshalb sinken die Steuer-
einnahmen. Der Bund hat
Aufgaben auf untere Ebe-
nen verlagert, ohne für den
Kostenausgleich zu sorgen.
Hinzu kommt die wachsen-
de Bedeutung der EU bei Fi-
nanzfragen. Bündnis 90/Die

Grünen fordern, die födera-
len Beziehungen gemein-
sam mit Ländern und kom-
munalen Spitzenverbänden
neu zu ordnen, wobei Kom-
munen und die Neuen Bun-
desländer nicht gegenüber
den derzeitigen Regelungen
benachteiligt werden dür-
fen.

Eine Reform des Länderfi-
nanzausgleichs muû es so-
wohl für Nehmer- als auch
Geberländer attraktiv ma-
chen, zusätzliche Einnah-
men zu erzielen und spar-
sam zu wirtschaften.

Eine eindeutige Absage er-
teilen wir allerdings jedem
Versuch, die notwendige
Reform der Finanzbeziehun-
gen für regionalchauvinisti-
sche Manöver zu miûbrau-
chen, wie dies vor allem ei-
nige Unionsministerpräsi-
denten betreiben. Den Vor-
stoû von Zahler-Ländern,
insbesondere Bayern und
Baden-Württemberg, sich
durch unsolidarische Kür-
zung der eigenen Beiträge
zum Länderfinanzausgleich
zu Lasten des Aufbau Ost
besser zu stellen, lehnen wir
ab.

Reform der Vermögens-
besteuerung

Bündnis 90/Die Grünen wol-
len mit einer Reform der
Erbschafts- und Schen-
kungssteuer gröûere Vertei-
lungsgerechtigkeit errei-
chen: Das Vermögen, das
vererbt oder verschenkt
wird, soll nach seinem tat-
sächlichen Ertragswert be-
steuert werden.Unverheira-
tete Paare dürfen bei der
Steuerveranlagung gegen-
über Ehepaaren nicht länger
benachteiligt werden. Durch
höhere Freibeträge wird si-
chergestellt, daû kleinere
Privatvermögen nicht be-
steuert werden. Durch höhe-
re Freibeträge wird sicher-
gestellt, daû kleinere Privat-
vermögen nicht besteuert
werden. Der Freibetrag für
Betriebsvermögen wird ver-
doppelt, damit vor allem
kleine Betriebe nicht durch
die Erhebung der Erbschaft-
und Schenkungssteuer zur
Betriebsaufgabe gezwun-
gen werden.Bündnis 90/Die
Grünen wollen die Vermö-
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gensteuer in Höhe von ei-
nem Prozent wieder ein-
führen. Vermögen bis zu
400 000 DM soll steuerfrei
bleiben.

Lastenausgleich

Im Rahmen eines Lastenaus-
gleichs wollen wir als Bei-
trag zur Finanzierung der
Deutschen Einheit ± befri-
stet auf 15 Jahre ± Abgaben
für Vermögen über zwei
Millionen DM (nach Abzug
von Privatvermögen) nach
einem progressiven Tarif bis
zu 2,5% erheben.

Finanzmärkte kontrollieren

Zur Vermeidung von Speku-
lationen wollen BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN eine
Umsatzsteuer auf Devisen-
geschäfte erheben (Tobin-
steuer). Der EU kommt hier-
bei eine Schlüsselrolle zu,
um auch in der OECD und
schlieûlich weltweit eine sol-
che Regelung durchzuset-
zen. Dies belastet langfristig
Kapitalanlagen kaum; Spe-
kulationen mit minimalen
Renditeunterschieden loh-
nen sich aber nicht mehr.

Abbau und Umorientierung
der Steuersubventionen

Im Rahmen der Steuerre-
form wollen wir die vielfa-
chen Abschreibungsmög-
lichkeiten im Mietwoh-
nungsbau streichen, um sie
zur Hälfte als Bauzulage für
eine effizientere, spekula-
tionsfreie und ökologische
Förderung der Erneuerung
des Bestandes und des Miet-
wohnungsbaus einzusetzen
und sie zur anderen Hälfte
zur Anhebung des steuer-
freien Existenzminimums zu
verwenden. Dabei werden
mit den Bauzulagen auch
Mietvorteile verknüpft. Die
Eigentumsförderung soll auf
diejenigen konzentriert wer-
den, die diese Förderung
wirklich brauchen. Die
durch die Eigenheimzulage
beschleunigte Zersiedelung
der Stadtregionen soll ver-
hindert und das Bauen im
Bestand gefördert werden.
Die Eigentumsförderung ist
durch Flächenobergrenzen
vom Flächenverbrauch zu
entkoppeln.

II. Dienstrechts-/
Tarifpolitik

1. Schlanker Staat/
Öffentlicher Dienst

Mehr BürgerInnennähe
und Transparenz
der Verwaltung

Die notwendige Modernisie-
rung des Staates ist nicht
denkbar ohne engagierte,
ziel- und ergebnisorientiert
handelnde Verwaltung. Das
Leitbild der Verwaltung
muû sich an der Dienstlei-
stung für BürgerInnen orien-
tieren. Der Abbau umständ-
licher Bürokratie reduziert
die groûen finanziellen Bela-
stungen der öffentlichen
Haushalte. Wir wollen An-
reize zum Sparen bieten und
Mittelverschwendung ver-
hindern. Möglich wird dies
durch Standards der Effizi-
enz, Leistungsanreize für
die Beschäftigten, dezen-
trale Organisation und vor-
ausschauende Darstellung
der Kosten sowie durch Zeit-
und Qualitätsmanagement.
Transparenz und Aktenöf-
fentlichkeit, Aufgabenrota-
tion und intelligente Bin-
nenkontrollen sollen die
Korruption minimieren.

Die ¹hergebrachten Grund-
sätze des Berufsbeamten-
tumsª sollen aus dem
Grundgesetz gestrichen wer-
den. LehrerInnen und Hoch-
schulprofessorInnen zum Bei-
spiel müssen keine Be-
amtInnen sein. Die Verbe-
amtung im öffentlichen
Dienst wird künftig zur Aus-
nahme, das Angestellten-
verhältnis zum Regelfall.
Nur einzelne hoheitliche
Aufgaben ± bestimmte Be-
reiche der Polizei, Rechts-
pflege und Finanzverwal-
tung ± sollen BeamtInnen
übertragen werden.

Moderne Personalpolitik mit
mehr Eigenverantwortung
der Beschäftigen und lei-
stungsgerechten Aufstiegs-
chancen muû preuûisches
Vorschriften- und Obrig-
keitsdenken sowie starre
Hierarchie ersetzen. Füh-
rungspositionen sollen nur
noch auf Zeit vergeben wer-
den. Die Verwaltungsreform
muû zur Frauenförderung
genutzt werden. Dazu gehö-

ren nicht nur Gleichstellung
und Quotierung. Wir wol-
len qualifizierte Mischar-
beitsplätze, Modelle für fle-
xible Wochenarbeitszeiten,
Arbeitszeitkonten, ¹Sabbat-
jahreª, Altersteilzeit und
verbesserte Möglichkeiten
für den Berufsaus- und Wie-
dereinstieg einführen. Wir
wollen eine konsequent
funktions- und leistungsge-
rechte Bezahlung von Be-
amtInnen und Angestellten.
Die Dienstaltersstufen, nach
denen die Gehälter bislang
mit höherem Alter steigen,
entfallen.

Ein zentrales Feld grüner
Reformpolitik ist auch die
staatliche Verwaltung selbst.
Wir wollen in allen Berei-
chen des Staates mit den Be-
schäftigten des öffentlichen
Dienstes zusammen und
nicht gegen sie neue Kon-
zepte staatlichen Handelns
entwickeln. Mit weniger Bü-
rokratie können in vielen
Fällen bessere staatliche
Dienstleistungen für die
Bürgerinnen und Bürger an-
geboten werden. Qualitäts-
sicherung, Kostentranspa-
renz, BürgerInnennähe und
Dezentralität sind die Leit-
begriffe grüner Verwal-
tungsreform.

2. Tarifautonomie

Die Tarifautonomie ist ein
wichtiges Element demo-
kratischer Mitgestaltung.
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
unterstützen die Bemühun-
gen, den Flächentarifvertrag
als wesentliches Element ei-
ner solidarischen Lohnpoli-
tik zu erhalten und zu-
kunftssicher auszugestalten.

3. Arbeitszeit

Arbeitszeitverkürzung ±
ein wichtiger Schritt
zu mehr Beschäftigung

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
wollen Anreize für Arbeits-
zeitverkürzung schaffen
und Arbeitszeitverkürzung
in allen Formen un-
terstützen ± nicht zuletzt
durch soziale Absicherung
und ordnungspolitische
Flankierung. Zu den not-
wendigen Rahmenbedin-
gungen gehört eine Neufas-
sung des Arbeitszeitgeset-

zes, das eine wöchentliche
Arbeitszeit von bis zu
60 Stunden zuläût. Die ge-
setzliche Obergrenze für
die regelmäûige Wochenar-
beitszeit muû ± in Zeiten von
Tarifverträgen mit Wochen-
arbeitszeiten von 35 Stun-
den ± auf 40 Stunden ge-
senkt, die Spielräume für
Überstunden müssen deut-
lich zugunsten neuer Ar-
beitsplätze eingeschränkt
werden. Dabei werden wir
bei der Reform des Arbeits-
zeitgesetzes den zahlrei-
chen tarifvertraglich und be-
trieblich entstandenen fle-
xiblen Arbeitszeitmodellen
Rechnung tragen, soweit sie
an den Interessen der Be-
troffenen anknüpfen und
dem Ziel einer gerechten
Verteilung der Arbeit die-
nen. So kann ein vielfältiges
Angebot von Wahlarbeits-
zeiten und Modellen wie
Jobsharing, Freistellungen
oder individuelle Arbeits-
zeitverkürzung zur Weiter-
bildung, Kindererziehung
und Pflege sowie neue Mo-
delle der ¹Alters- und Be-
rufsanfängerteilzeitª entste-
hen. Zentrale Prinzipien der
notwendigen rechtlichen
Verankerung sind die grund-
sätzliche Freiwilligkeit von
individueller Arbeitszeitver-
kürzung mit Rückkehrrecht
und die Rechtsgleichheit
von Voll- und Teilzeitbe-
schäftigten.

Mit Blick auf die veränder-
ten Bedingungen flexibili-
sierter Arbeitszeiten müssen
die kollektiven Schutz- und
Dispositionsrechte ausge-
baut werden. Dabei geht es
vor allem um den Zugriff auf
Jahresarbeitszeitkonten und
den Zugang zu Zeiterfas-
sungssystemen sowie den
Bestandsschutz von Arbeits-
zeitguthaben bei Insolven-
zen und Betriebswechseln.

Angesichts groûer Einkom-
mensunterschiede kann für
die unteren und mittleren
Lohngruppen die wirksame
Durchsetzung der Arbeits-
zeitverkürzung nur durch
einen finanziellen Ausgleich
erreicht werden. Vor diesem
Untergrund begrüûen wir
die Initiative der Gewerk-
schaften zu einem differen-
zierten Lohnausgleich für
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die unteren und mittleren
Einkommensgruppen. Über
tarifliche Anstrengungen
hinaus müssen öffentliche
Kompensationsangebote ein-
geführt werden. Dazu gehö-
ren die nach der grünen Ein-
kommensteuerreform vor-
gesehene Anhebung des
steuerlichen Existenzmini-
mums und des Kindergel-
des. Aus den Mitteln der
Bundesanstalt für Arbeit
sind differenzierte Modelle
befristeter Teilzeitbeihilfen
und des Teilarbeitslosengel-
des zu finanzieren. BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN setzen
sich auûerdem für eine indi-
viduelle Aufstockung von
Rentenanwartschaften ein.

F.D.P.

I. Steuerpolitik

1. Allgemeines

Unser Ziel für die kom-
mende Legislaturperiode ist
eine durchgreifende, markt-
wirtschaftliche Steuerreform
zum frühestmöglichen Zeit-
punkt. Im Zeitalter der Glo-
balisierung ist die Steuerre-
form ein Schlüsselprojekt
für mehr Investitionen und
Arbeitsplätze und auch für
gesunde Staatsfinanzen. Die
Probleme des 21. Jahrhun-
derts können mit unserem
antiquierten Steuersystem
nicht gelöst werden. Die Fol-
gen:

I unser Steuersystem ist un-
fair und ungerecht. Es bela-
stet gleichhohe Einkommen
unterschiedlich hoch. Ver-
antwortlich dafür sind
die zahlreichen steuerlichen
Sonderregelungen. Von vie-
len Menschen können diese
kaum genutzt werden. So fi-
nanziert der Durchschnitts-
steuerzahler die Steuerver-
günstigungen zur Milde-
rung der zu hohen Steuer-
sätze.

I Steuerliche Subventionen
hatten bei ihrer Einführung
allenfalls den Sinn, gesell-
schaftlich oder wirtschaft-
lich wünschenswerte Ziele
zu verwirklichen. Inzwi-
schen sind sie aber so ausge-

ufert, daû das Steuerauf-
kommen in den letzten Jah-
ren weit hinter den Erwar-
tungen zurückgeblieben ist.
Die Steuereinnahmen sind
nicht mehr kalkulierbar.
Viele steuerliche Subventio-
nen haben sogar zu Kapital-
fehlleistungen geführt.

I Unsere Steuersätze sind
leistungsfeindlich hoch. Sie
bestrafen die arbeitenden
Bürgerinnen und Bürger, die
Innovation und das Sparen.
Steuervergünstigungen ge-
ben Anreize, nach Möglich-
keiten der Steuerersparnis
aller Art zu suchen, statt
Kreativität und Fleiû voll auf
Märkte und Arbeitsplätze
zu konzentrieren: Energien
werden dadurch fehlgelei-
tet. Die hohen Steuersätze
benachteiligen unsere Wirt-
schaft im internationalen
Wettbewerb. Sie fördern das
Abwandern von Betrieben
und Arbeitsplätzen ins Aus-
land.

Kern der von der F.D.P. ge-
forderten Steuerreform ist
eine massive Senkung der
Steuersätze für Bürgerin-
nen, Bürger und Wirtschaft
über alle Einkommensberei-
che hinweg, kombiniert mit
dem weitgehenden Abbau
steuerlicher Ausnahmerege-
lungen. Ziel ist dabei eine
Entlastung von mindestens
30 Mrd. DM mit mehr Netto
für Alle.

Unser Steuerrecht wird da-
durch einfacher, gerechter
und leistungsfreundlicher.
Das stärkt unsere Wirtschaft
im internationalen Wettbe-
werb; Arbeitsplätze werden
gesichert, neue Arbeitsplät-
ze geschaffen. Trotz der von
der F.D.P. dabei angestreb-
ten Nettoentlastung werden
sich für den Staat Steuer-
mehreinnahmen ergeben:
Die Erfahrungen in anderen
Ländern wie z.B. in den Ver-
einigten Staaten und in
Groûbritannien zeigen: Sol-
che Reformen führen zu ei-
nem höheren Steuerauf-
kommen, weil sie Wachstum
und Beschäftigung anregen.

Die Groûe Steuerreform die-
ser Legislaturperiode ist
zwar am Widerstand der
SPD im Bundesrat geschei-
tert. Sie hätte eine Erfüllung

der meisten Forderungen
unseres Bundestagswahl-
programms 1994 gebracht.
Gleichwohl sind wichtige
Teile unserer Forderungen
umgesetzt worden:

I Steuerfreiheit des Exi-
stenzminimums,

I Ersatzloser Wegfall des
Kohlepfennigs,

I Anhebung von Kinder-
geld und Kinderfreibeträ-
gen,

I Verzicht auf die Erhebung
der Vermögenssteuer, ins-
besondere der substanz-
verzehrenden, mittelstands-
feindlichen betrieblichen
Vermögenssteuer,

I Abschaffung der Gewer-
bekapitalsteuer,

I Neuregelung der Erb-
schafts- und Schenkungs-
steuer mit mittelstands-
freundlichen Komponenten
beim Übergang von kleinen
und mittleren Unterneh-
men,

I Absenkung des Solidari-
tätszuschlags in einem er-
sten Schritt.

Diese Maûnahmen haben
eine Entlastung von 37,5
Mrd. DM gebracht.

2. Tarif

Groûe Steuerreform mit
Stufentarif für gerechtere
und niedrigere Steuern

I Senkung der Tarife in der
Lohn- und Einkommens-
steuer sowie Körperschafts-
steuer bei gleichzeitig weit-
gehender Abschaffung steu-
erlicher Ausnahmetatbestän-
de und Steuersubventionen.

Unser Ziel bleibt ein Stufen-
tarif:

Steuersatz 0% für die Ein-
kommensstufe bis zur Zeit
ca. 13 000 DM

15% für die Einkommens-
stufe von über 13 000 bis
20 000 DM

25% für die Einkom-
mensstufe von über 20 000
bis 6 000 DM

35% für die Einkommens-
stufe über 60 000 DM

Diese Einkommensstufen
gelten für Ledige. Für Ver-
heiratete gelten jeweils die

doppelten Beträge für die
Einkommensstufen.

Bei der Körperschaftssteuer
soll der Steuersatz für einbe-
haltene Gewinne 35% und
für ausgeschüttete Gewinne
25% betragen. Die Steuer-
sätze für gewerbliche Ein-
künfte bei Kapital- und Per-
sonengesellschaften gelten
unter der Voraussetzung,
daû die Zusatzbelastung der
Gewerbesteuer abgeschafft
wird. Andernfalls müûten
die Tarife für gewerbliche
Einkünfte weiter gesenkt
werden.

3. Kindergeld

Anhebung des Kindergeldes
und des Kinderfreibetrages.

4. Steuerstruktur (Steuer-
vereinfachung, Abbau
von steuerlichen Vergün-
stigungen, Unterneh-
mensteuer usw.)

I Der Solidaritätszuschlag
ist im Zuge einer Groûen
Steuerreform abzuschaffen,
ohne die Transferzahlungen
in die neuen Bundesländer
einzuschränken.

I Deutliche Entlastung von
mindestens 30 Mrd. DM für
die Steuerzahler bei der
Lohn- und Einkommensteu-
er sowie Körperschaftssteu-
er. Eine grundlegende Steu-
erreform schafft wieder ver-
läûliche Einnahmen und
durch eine konjunkturelle
Belebung auch wieder mehr
Steuereinnahmen für den
Staat.

I Im Rahmen der Steuer-
senkungsreform setzt sich
die F.D.P. für einen Dritten
Mehrwertsteuersatz auf den
Energieverbrauch ein, wenn
er europaweit einheitlich
eingeführt wird, im anderen
Fall belastet er Wirtschaft
und Arbeitsplätze allein
in Deutschland. Die F.D.P.
macht es jedoch zur Bedin-
gung für einen dritten Mehr-
wertsteuersatz auf Energie,
daû das Aufkommen hieraus
ausschlieûlich der zeitglei-
chen weiteren Absenkung
der Steuersätze bei der
Lohn- und Einkommen-
steuer sowie der Körper-
schaftssteuer dient.
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I Weitere zeitnahe Anpas-
sung des Grundfreibetrags.
Das Existenzminimum des
Bürgers muû immer steuer-
frei sein.

I Umsteuern bei der Be-
steuerung der Altersein-
künfte: Vollständiger Abzug
aller Beiträge zur Alterssi-
cherung bei der Lohn- und
Einkommensteuer und volle
Besteuerung der Altersver-
sorgung soweit die geleiste-
ten Beiträge vorher abzugs-
fähig waren. Zur Finanzier-
barkeit sind für einen länge-
ren Zeitraum Übergangsre-
gelungen notwendig.

I Ersatz der derzeitigen ka-
pitalvertreibenden und su-
perbürokratischen Besteue-
rung der Zinsen durch eine
Abgeltungsteuer mit 25%,
für kleine Einkommen als
Anrechnungsteuer.

Abschaffung der
Gewerbeertragsteuer
mit Ausgleich für die
Kommunen

I Die Gewerbeertragsteuer
ist abzuschaffen, weil sie
eine hohe Sondersteuer auf
Unternehmen ist, die Ar-
beitsplätze schaffen und er-
halten sollen. Sie belastet
insbesondere kleinere und
mittlere Betriebe, die wenig
oder keine internationalen
Gestaltungsspielräume bei
der Steuer haben. Zum Aus-
gleich soll den Gemeinden
eine höhere Beteiligung an
der Einkommensteuer und/
oder Umsatzsteuer zukom-
men; im Rahmen einer Fi-
nanzreform sollen die Ge-
meinden ein eigenes, be-
grenztes Hebesatzrecht auf
ihren Einkommensteueran-
teil ausüben können.

Konsequente Verein-
fachung und Neuordnung
des Steuerrechts

I Konsequente Vereinfa-
chung des Steuerrechts
durch weitgehende Ab-
schaffung steuerlicher Aus-
nahmetatbestände im Ein-
kommensteuerrecht.

I Endgültige Abschaffung
der derzeit nicht mehr er-
hobenen Vermögensteuer,
auch als Voraussetzung für
die endgültige Abschaffung
der bürokratischen Einheits-
bewertung, die nach Ab-

schaffung der Vermögen-
steuer und nach der Neure-
gelung der Erbschaftsteuer
nur noch für die Grundsteu-
er durchgeführt wird. Für
die Grundsteuer reicht eine
einfache Bewertung nach
tatsächlicher oder ortsübli-
cher Miete bzw. nach um-
bauten Raum für Wirt-
schaftsgebäude aus.

I Abschaffung der KFZ-
Steuer und Umlegung auf
die Mineralölsteuer.

I Anstelle zahlreicher Ein-
zelgesetze ein Steuergesetz-
buch, in dem das Steuer-
recht übersichtlich zusam-
mengefaût und gründlich
entrümpelt wird. Für Arbeit-
nehmer muû Ziel die Selbst-
berechnung der jährlichen
Steuer sein.

Schluû mit Subventionen

Deutschlands Subventions-
politik ist ungerecht und
verzerrt den Wettbewerb.
Das benachteiligt vor allem
den Mittelstand. Mit vielen
Milliarden jährlich werden
Industrien und Produkte der
Vergangenheit konserviert
auf Kosten von Investitionen
in Bildung und Ausbildung
als Deutschlands wertvollste
Standortfaktoren.

Die F.D.P. hat dafür gesorgt,
daû die Steinkohlesubven-
tionen von 9,25 Mrd. DM auf
5,5 Mrd. DM bis zum Jahr
2005 sozial und regional ver-
träglich gekürzt werden.
Darüber hinaus tritt die
F.D.P. dafür ein, im Interesse
der Planungssicherheit schon
frühzeitig festzulegen, daû
die Steinkohlesubventionen
ab 2005 auslaufen. Ange-
sichts des Gesamtumfangs
der bundesdeutschen und
europäischen Subventionen
kann die Diskussion aber
nicht auf das Thema Stein-
kohle verengt werden. Eine
grundlegende Reform der
Subventionspolitik ist zwin-
gend erforderlich. Dies gilt
auch im Hinblick auf die un-
durchschaubar gewordene
Gemeinsame Agrarpolitik
der Europäischen Union.
Ganz generell wollen wir
Subventionen nur noch als
zeitlich begrenzte und de-
gressiv gestaltete Start- und
Anpassungshilfe gewähren

und auf einen Bruchteil re-
duzieren. Solange der Ab-
bau einzelner Subventionen
politisch blockiert wird,
strebt die F.D.P. eine prozen-
tuale Kürzung der Subven-
tionen (¹Rasenmähermetho-
deª) an.

II. Dienstrechts-/
Tarifpolitik

1. Schlanker Staat,
öffentlicher Dienst

Verfassungsschranken
für den bescheidenen Staat

Die Stärke eines Staates
hängt nicht vom Umfang
seiner Staatstätigkeit ab,
sondern von der Zustim-
mung der Bürger zu ihrem
Staat. Damit aus Politikver-
drossenheit nicht Staatsver-
drossenheit wird, fordert die
F.D.P. Verfassungsschran-
ken gegen die ausufernde
Staatstätigkeit. Dafür will
die F.D.P. u.a. eine grundge-
setzliche Verankerung des
Verbots der Neuverschul-
dung, ein Verfassungsgebot
für eine Obergrenze für die
Gesamtbelastung der Bür-
ger durch Steuern und Ab-
gaben auf ein Drittel des
Einkommens, ein Privatisie-
rungsgebot für Bund, Län-
der und Gemeinden sowie
eine grundgesetzlich veran-
kerte Zweidrittel-Mehrheit
zur Einführung neuer Steu-
ern oder Abgaben.

Aufgabe liberaler Politik ist
es, den Spielraum für indivi-
duelle Freiheit zu stärken.
Die Aufgaben des Staates
sind deshalb auf das Not-
wendigste zu beschränken.
Sie müssen in klaren, ver-
ständlichen und für den Bür-
ger überschaubaren Nor-
men geregelt werden. An
die Stelle schwerfälliger
Verwaltungsbürokratie muû
ein Dienstleistungsmanage-
ment treten. Privatisierung,
Deregulierung und Bürokra-
tieabbau dienen dazu, staat-
liche Leistungen stärker an
den Bedürfnissen des Bür-
gers auszurichten. Gerade
in der Informationsgesell-
schaft ist es unerläûlich, die
Grenzen der Staatstätigkeit
neu zu bestimmen.

Die F.D.P. hält am Institut
des Berufsbeamtentums fest.

Nicht jede staatliche Aufga-
be muû allerdings von Be-
amten erfüllt werden. Der
Einsatz von Beamten muû
zukünftig auf hoheitliche
Tätigkeiten beschränkt wer-
den.

Die F.D.P. hat bei dem zum
1. Juli 1997 in Kraft getrete-
nen Dienstrechtsreformge-
setz durchgesetzt, daû Mo-
bilität und Flexibilität der
Beamten gefördert, der Lei-
stungsgedanke im Beam-
tenrecht deutlicher heraus-
gestellt und insgesamt
das Beamtenrecht reformiert
wird.

Die Pensionen der Beamten
sind durch die gleichen Ent-
wicklungen belastet wie die
gesetzliche Rentenversiche-
rung. Eine Reform ist unum-
gänglich, wenn das System
nicht insgesamt gefährdet
werden soll. Es ist auch eine
Frage der gesellschaftlichen
Gerechtigkeit, gesetzliche
Renten und Pensionen in
gleicher Weise zu behan-
deln. Schon die heute vom
Staat eingegangenen Ver-
pflichtungen für Pensionen
drohen zu den Schulden
und Steuern von morgen zu
werden. Deswegen muû der
Staat für die Pensionslasten
von morgen heute Vorsorge
treffen. Bei jeder Verbeam-
tung auf Lebenszeit muû der
Staat Rückstellungen für die
Pensionen vornehmen. Pen-
sionsfonds beim Bund, bei
Ländern und Gemeinden
verhindern, daû die heutige
Generation die Finanzie-
rung ihres Fürsorgestaates
der nächsten Generation zu-
mutet.

2. Tarifautonomie

Reform der Tarifverträge

Die groûflächige Vernich-
tung von Arbeitsplätzen und
sozialen Chancen durch
starre, betriebsferne Flä-
chentarife muû gestoppt
werden: Der Flächentarif-
vertrag, der die Arbeitneh-
merverhältnisse bis ins De-
tail bundeseinheitlich regelt,
hat ausgedient. Das ¹Tarif-
kartellª aus Arbeitgeberver-
bänden und Gewerkschaf-
ten nimmt zu wenig Rück-
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sicht auf diejenigen, die Ar-
beit suchen, und auch die
besondere Situation der ein-
zelnen Regionen, Branchen
und Unternehmen. Der Ge-
setzgeber fördert diese Ent-
wicklung auch noch da-
durch, daû nach der derzeiti-
gen Rechtslage vorüberge-
hende Ausnahmen vom Ta-
rifvertrag ¹nach untenª von
der Zustimmung beider Ta-
rifparteien abhängt.

Die Tarifparteien sollen sich
darauf beschränken, Rah-
menvereinbarungen zu tref-
fen. Innerhalb des Rahmens
wird die Entscheidung ins-
besondere über das Arbeits-
entgelt und die Arbeitszeit
auf betriebliche Ebene ver-

lagert, auf Vereinbarungen
zwischen dem Unterneh-
men und den Mitarbeitern
bzw. den gewählten Beleg-
schaftsvertretungen. Nur
sie, die Partner im Einzelbe-
trieb, kennen seinen wirt-
schaftliche Lage und seine
speziellen Anforderungen.
Nur sie können hierauf flexi-
bel und individuell reagie-
ren.

Durch entsprechende ¾nde-
rung des Tarifvertragsgeset-
zes und des Betriebsverfas-
sungsgesetzes ist diese neue
Form der Tarifverträge ge-
setzlich abzusichern. Die
Allgemeinverbindlichkeit von
Tarifverträgen ist abzuschaf-
fen.

3. Arbeitszeit

Mehr Flexibilität in der
Arbeitszeit

Weitgehend starre tarifliche
und gesetzliche Arbeitszei-
ten führen dazu, daû Ma-
schinen und Anlagen in
Deutschland weniger inten-
siv genutzt werden als in
den Konkurrenzländern.
Dieser Wettbewerbsnachteil
ist durch individuelle Ar-
beitszeitgestaltung abzu-
bauen. Dazu gehören z.B.
flexiblere Schichtarbeitszeit-
modelle, die generelle Zu-
lassung der Samstagsarbeit,
Öffnung auch für Sonntags-
arbeit, wenn dadurch Ar-
beitsplätze gesichert oder

geschaffen werden können,
die stärkere Möglichkeit der
Übertragung von Arbeits-
zeiten von der einen auf die
andere Woche bis hin zu
Jahres- oder Lebensarbeits-
zeiten. Zur Flexibilisierung
des Arbeitsmarktes tragen
auch Leih- und Zeitarbeit
bei. Ferner muû durch eine
Kombination von Teilzeitar-
beit und Teilrente ein glei-
tender Übergang in den Ru-
hestand ermöglicht werden.

Pauschale Arbeitszeitver-
kürzungen oder die gene-
relle 30-Stunden-Woche
lehnt die F.D.P. ab, weil
damit Arbeitsplätze in
Deutschland noch teuerer
würden.

E igentlich war es ja
nicht anders zu erwar-
ten. Die Finanzämter

Zwickau-Stadt und Zwik-
kau-Land wollten ihr jährli-
ches Hoffest feiern und was
passierte? Es regnete in
Strömen!

Zwickau-Stadt war in die-
sem Jahr der Ausrichter für
das Fest. Nach langer und
aufregender Vorbereitung
des Personalrates war der
Tag des Hoffestes gekom-
men, der 8. Juli 1998.

Den ganzen Tag hatten flei-
ûige Helfer gearbeitet, um
den Hof zu schmücken und
Überdachung aufzubauen.
Um 15.00 Uhr sollte es be-
ginnen mit dem Hoffest, nur
leider hatte der Wettergott
kein Einsehen mit den
Finanzämtern. Es regnete,
war kalt und der Wind
wehte so, daû die mit Mühe
aufgebauten Zelte kurz vor
dem Abheben waren. Also
muûte umdisponiert wer-
den. Kurzerhand wurden
die Tische und Stühle in den
Gängen und Zimmern auf-
gebaut. Für die Musik fand
sich eine kleine Ecke an der
Tür, selbst für die Tanzwüti-
gen gab es einen kleinen
Platz. Nur die zwei Her-
ren vom Grill waren Wind
und Wetter ausgesetzt, aber
sie zauberten hervorragend
schmeckende Steaks und

Roster. Ein Faû Freibier, ge-
stiftet von den beiden Vor-
stehern der Finanzämter,
fand Anklang.

Der Personalrat hatte eine
Verlosung mit vielen kleinen
Preisen vorbereitet. Selbst
das Thema ¹Viagraª ging
nicht spurlos an uns vorbei,
denn der Hauptpreis war
eine Pille davon, na, sagen
wir mal so etwas ähnliches ±
eine Vitamintablette. Für
genügend Aufregung hatte
sie jedenfalls gesorgt.

Im Laufe des Nachmittags
kamen viele Gäste aus ¹ver-
gangenen Zeitenª, die ehe-
maligen Vorsteher, Betreuer
und Mitarbeiter beider ¾m-
ter. Es gab viel zu erzählen,
Neues zu berichten.

Unser Zwickauer Hoffest
hatte sich sogar bis Bonn
und Chemnitz herumge-
sprochen. Von dort kam
nämlich hoher Besuch.
Der Bundesvorsitzende der
Deutschen Steuer-Gewerk-
schaft, Dieter Ondracek,
die Bundesfrauenvertreterin,
Helene Wildfeuer, sowie der
Vorsitzende des HPR und
Landesvorsitzender der Deut-
schen Steuer-Gewerkschaft,
Joachim Rothe fanden die
Gelegenheit zu persönli-
chen Gesprächen. Wir freu-
en uns, daû sie trotz ihrer

verantwortungsvollen Auf-
gaben den Weg, wie früher
so oft, in unser Finanzamt
nach Zwickau gefunden ha-
ben.

Der wirklich gelungene
Abend neigte sich langsam
dem Ende zu, nur der Regen
nicht. Was blieb, waren
die Erinnerungen an einen
schönen Nachmittag, für
manche auch noch Abend,
mit viel Spaû und netten Gä-
sten.

Ein Dank gilt an dieser Stel-
le nach einmal allen Helfern
und Beteiligten an diesem
Fest, die sich trotz des
schlechten Wetters nicht die
Lust und Laune verderben
lieûen !

Für das nächste Hoffest im
Jahr 1999 bleibt uns eigent-
lich nur eines zu wünschen ±
schönes Wetter, aber der
Wettergott ist eben, wie die
Finanzämter, nicht bestech-
lich!

Ein Hoffest im Regen, das bringt Segen

vordere Reihe v. l.n. r.:
Barbara Otto ± ÖPR-Vors. FA Zwickau Stadt

Helene Wildfeuer ± DSTG-Bundesfrauenvertreterin
Gabriele Meyer ± Vors. DSTG-Frauenvertretung

im FA Zwickau-Stadt
hintere Reihe:

Dieter Ondracek ± DSTG-Bundesvorsitzender
Ursula Schlawitz ± Vorsitzende des DSTG-OV Zwickau Stadt

Joachim Rothe ± DSTG-Landesvorsitzender Sachsen
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